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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Rückblick auf die 51. Legislatur: Vom Umgang des politischen Systems mit (grossen)
Krisen

Autorinnen: Anja Heidelberger und Marlène Gerber 

Stand: 17.08.2023

Die unzähligen Geschichten, Ereignisse und politischen Diskussionen, die sich während
der 51. Legislatur ereigneten, lassen sich ausführlich in unseren thematischen
Legislaturrückblicken nachlesen. In Erinnerung bleiben werden aber wohl in erster Linie
die verschiedenen Krisen, welche die Schweiz in dieser Legislatur beschäftigt haben. So
war denn auch kaum ein Themenbereich nicht von mindestens einer grossen Krise
betroffen. Folglich stellen wir die Krisen und deren zahlreiche Auswirkungen für Politik
und Gesellschaft in den Fokus dieses themenübergreifenden Rückblicks auf die 51.
Legislatur. 

Die Covid-19-Pandemie
Insbesondere die Covid-19-Pandemie hatte Auswirkungen auf fast alle Politikfelder,
denn neben dem stark betroffenen und belasteten Gesundheitssystem stellten die
Massnahmen im Kampf gegen die Pandemie verschiedene Branchen und
Personengruppen vor grosse Probleme – insbesondere auch die Unternehmen und
Selbständigerwerbenden, denen der Bundesrat etwa durch Ausdehnung des
Erwerbsersatzes und der Kurzarbeit sowie mit der Schaffung von Corona-Krediten und
Härtefallhilfen entgegen kam. Finanziell unterstützt wurden insbesondere auch die
Medien, die Kulturunternehmen und Kulturschaffenden, die Sportligen und -vereine
sowie der öffentliche Verkehr und der Luftverkehr, während etwa im Bereich der
Schulen, aber auch bei den Geschäftsmieten alternative Regelungen gefragt waren. Die
umfassenden Massnahmen gegen die Pandemie führten in der Folge zu einem grossen
Loch im Bundeshaushalt, dessen Abbaufrist das Parlament verlängerte, um
einschneidende Sparrunden zu verhindern. Eine Belastung war die Pandemie auch für
die Bevölkerung, welche etwa durch tiefere (Kurzarbeits-)Löhne, Kinderbetreuung im
Home-Office oder Angstgefühle. Zudem stellte die Pandemie auch ein Problem für die
Gesellschaft als Ganzes dar, indem sie bei Teilen der Bevölkerung zu einem
Vertrauensverlust in die Institutionen führte (oder diesen verstärkte). Teile der
Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz standen denn auch der Covid-19-Impfung
skeptisch gegenüber, was zu besonders emotionalen Diskussionen rund um die
Einführung des sogenannten Covid-19-Zertifikats führte. Hingegen konnten Armee,
Zivilschutz und Zivildienst in zahlreichen Einsatzstunden v.a. im Gesundheitsbereich,
aber etwa auch die Forschung bei der Entwicklung von Impfstoffen und Medikamenten
gegen Covid-19 ihren Nutzen im Rahmen der Pandemie unter Beweis stellen. Schub
bedeutete die Pandemie schliesslich für die Förderung von Homeoffice und allgemein
für die Flexibilisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt. In der 51. Legislatur nahmen
Volk und Stände auch die Pflegeinitiative an, welche Massnahmen enthielt, um die
pflegerische Grundversorgung zu sichern, deren Wichtigkeit im Zuge der Pandemie
noch verdeutlicht worden war. 

Spürbare Auswirkungen hatte die Pandemie auch auf das Institutionengefüge. Zu
Beginn nahm eindeutig die Regierung das Zepter in die Hand, welche nach Ausrufen der
ausserordentlichen Lage gemäss Epidemiengesetz mithilfe von auf der Verfassung
beruhenden Notverordnungen und dem Epidemiengesetz alle wichtigen
Entscheidungen traf, während das Parlament wegen des Ausbruchs der Pandemie die
eigene Frühjahrssession vorzeitig abbrach. Mehr Spielraum erhielt das Parlament, als
die Notverordnungen nach sechs Monaten verfassungsmässig durch ein Gesetz ersetzt
werden mussten – die Beratung des Covid-19-Gesetzes und seine bisher fünfmalige
Revision führten zu angeregten Debatten im Parlament und teilweise zu zentralen
Änderungen an den bundesrätlichen Entwürfen. Zwischenzeitlich zum Stillstand kamen
auch die Volksrechte, zu den Revisionen der Covid-19-Gesetze konnte sich die
Stimmbevölkerung jedoch dann insgesamt dreimal äussern, wobei sie diese jeweils
guthiess. Doch nicht nur das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislative, sondern
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auch die Stellung der Kantone in der Pandemie sorgte immer wieder für Diskussionen.
So hatte die Ausrufung der ausserordentlichen Lage die Kräfteverhältnisse eindeutig
zugunsten des Bundes verschoben. Einzelne Phasen, in denen die Entscheidungsgewalt
temporär bei den Kantonen lag, endeten zudem jeweils in sogenannten
Flickenteppichen an Regelungen zwischen den Kantonen und nicht selten auch in dem
Ruf nach erneuten Entscheidungen durch den Bund. Das Jahr 2022 stand schliesslich
im Zeichen erster politischer Aufarbeitung der Covid-19-Krise, wobei insbesondere
Vorstösse diskutiert wurden, mit denen Bund und Parlament krisenresistenter gemacht
werden sollten. 

Krieg in der Ukraine und Energiekrise
Gleich im Anschluss an die Pandemie erhielten mit dem Angriffskrieg auf die Ukraine
zuvor etwas weniger beleuchtete Themenbereiche aussergewöhnlich hohe
Aufmerksamkeit. So löste der Krieg in der Schweiz hitzige Diskussionen zur Ausrichtung
der Aussen- und Neutralitätspolitik aus, nachdem der Bund die von der EU
beschlossenen Sanktionen gegen Russland und in der Folge auch alle Ausweitungen
übernommen hatte und überdies über Waffenlieferungen an die Ukraine diskutiert
wurde. Der Krieg führte in der Schweiz unter anderem zur Aufnahme von Flüchtenden
aus der Ukraine und zur ersten Ausrufung des Schutzstatus S, aber auch zur
Aufstockung des Militärbudget bis 2030 sowie zu Diskussionen über die
Versorgungssicherheit im Landwirtschaftsbereich. Darüber hinaus verzeichnete die
SNB im Jahr 2022 einen Verlust von CHF 150 Mrd., den sie unter anderem auf die
weltwirtschaftlichen Folgen des Ukrainekriegs zurückführte.   

Als direkte Folge des Ukraine-Krieges verstärkte sich zudem die
Versorgungsproblematik im Energiebereich, woraufhin die Energiepreise anstiegen, was
sich auch auf die übrigen Preise auswirkte. Als Reaktion auf die mögliche
Energieknappheit wollte der Bundesrat in erster Linie auf erneuerbare Energien setzen,
für den Notfall liess er jedoch Reservegaskraftwerke bauen. Auch flammten in der
Politik gleichzeitig Diskussionen um die Vorteile von Atomkraft auf. Schliesslich wird
vermutet, dass die Energiekrise dem indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative
zu einer Mehrheit verhalf, gleichzeitig wurde aber Ausbauprojekten zur
Stromversorgung im Winter im Parlament Vorrang gegenüber Umweltbedenken
gegeben. 

Insgesamt zeigten die verschiedenen Krisen während der 51. Legislatur eine ungeahnt
grosse Vulnerabilität bezüglich der Versorgungssicherheit in zahlreichen Bereichen auf,
insbesondere im medizinischen Bereich, etwa bei den Intensivstationen und den
Medikamenten, aber auch im wirtschaftlichen Bereich, hier insbesondere bei der
Energie und in der Landwirtschaft. 

Was sonst noch wichtig war
Natürlich brachte die 51. Legislatur auch unabhängig von den Krisen wichtige Ereignisse,
Weichenstellungen und politische Entscheide mit sich.

Der im April 2021 erfolgte Abbruch der Verhandlungen über das institutionelle
Rahmenabkommen prägte die Beziehungen der Schweiz mit der EU in besonderem
Masse. So führte der Verhandlungsabbruch etwa auch zu einer Blockierung der
Teilnahme am EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe», woran auch die Freigabe
der zweiten Kohäsionsmilliarde nichts änderte. Nach verschiedenen weiteren
Sondierungsgesprächen zwischen der Schweiz und der EU verabschiedete der
Bundesrat 2023 Eckwerte für ein neues Verhandlungsmandat mit der EU.

Für besonderes Aufsehen sorgte auch der im März 2023 bekannt gewordene Untergang
der Credit Suisse respektive deren Übernahme durch die UBS. Zur Aufarbeitung dieser
Geschehnisse wurde die fünfte parlamentarische Untersuchungskommission der
Schweizer Geschichte initiiert. 

Geschichte schrieben auch die Frauen, die bei den eidgenössischen Wahlen 2019 ihre
Vertretung in den beiden Räten signifikant hatten steigern können. Fast fünfzig Jahre
nach Einführung des Frauenstimmrechts – in der 51. Legislatur fanden auch die
Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum statt – betrug der Frauenanteil im Nationalrat
erstmals über 40 Prozent, derjenige im Ständerat belief sich nach den Wahlen auf 26
Prozent. 

Generell war die Annahmequote von durch das fakultative Referendum initiierten
Abstimmungsvorlagen in der 51. Legislatur im Vergleich zu vorherigen Legislaturen eher
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niedrig, so scheiterten 7 von insgesamt 21 solcher Referendumsvorlagen. Zudem lag die
Abstimmungsbeteiligung im langjährigen Schnitt (seit 1990) um 5 Prozentpunkte höher,
was mit der während der Covid-19-Pandemie aufgeheizten politischen Stimmung in
Zusammenhang stehen könnte. Die Annahmequote von Initiativen in der 51. Legislatur
war vergleichsweise hoch (3 von 13 Initiativen), während gleichzeitig eher über weniger
Volksbegehren abgestimmt wurde als in früheren Legislaturen. Dafür erarbeiteten
Bundesrat und Parlament in dieser Legislatur auch zahlreiche direkte Gegenentwürfe
oder indirekte Gegenvorschläge zu Volksinitiativen.

Informationen zu den Abstimmungsvorlagen sowie Ausführungen zu den in den
jeweiligen Themenbereichen zentralen Geschäften und Ereignissen der 51. Legislatur
finden Sie in den einzelnen thematischen Legislaturrückblicken sowie in den dort
verlinkten Jahresrückblicken. 

Zu den thematischen Legislaturrückblicken:
Politische Grundfragen
Rechtsordnung
Institutionen und Volksrechte
Föderativer Aufbau
Wahlen
Aussenpolitik
Landesverteidigung
Wirtschaftspolitik
Geld, Währung, Kredit
Landwirtschaft
Öffentliche Finanzen
Energie
Verkehr und Kommunikation
Raumplanung und Wohnungswesen
Umweltschutz
Bevölkerung und Arbeit
Gesundheit
Sozialversicherungen
Soziale Gruppen
Bildung und Forschung
Kultur, Sprache, Kirche
Medien

Rétrospective de la 51e législature : La gestion du système politique face aux (grandes)
crises

Auteures: Anja Heidelberger et Marlène Gerber

Traduction: Lloyd Fletcher et Karel Ziehli

Etat au 17.08.2023

Les événements, histoires et débats politiques qui ont eu lieu en très grand nombre au
cours de la 51e législature peuvent être retracés de manière détaillée dans nos rapports
de législature, classés par thèmes politiques. Toutefois, on se souviendra sans doute
surtout des différentes crises qui ont secoué la Suisse au cours de cette législature. En
effet, pratiquement aucun domaine politique n'a échappé à au moins une grande crise
au cours des quatre dernières années. Par conséquent, nous mettons l'accent, dans
cette rétrospective transversale de la 51e législature, sur ces crises et leurs nombreuses
répercussions sur la politique et la société.

La pandémie de Covid-19
La pandémie de Covid-19 a eu des répercussions sur presque tous les domaines
politiques. En effet, outre le système de santé fortement touché et mis à contribution,
les mesures de lutte contre la pandémie ont posé de gros problèmes à différentes
branches et catégories de personnes – en particulier aux entreprises et aux
indépendants, que le Conseil fédéral a aidés en étendant les allocations pour perte de
gain et le chômage partiel et en créant des crédits-relais et des aides pour les cas de
rigueur. Les médias, les acteurs culturels, les ligues et associations sportives ainsi que
les transports publics et le transport aérien ont également bénéficié de soutiens
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financiers, tandis que des mesures d’un autre type ont été réclamées dans le domaine
des écoles ainsi que pour les loyers commerciaux. Les mesures exhaustives prises pour
lutter contre la pandémie ont entraîné un déficit budgétaire considérable, amenant le
Parlement à prolonger le délai du remboursement de la dette afin d’éviter des coupes
budgétaires draconiennes. La pandémie a également été une charge pour la population,
avec des baisses de salaires (lors du chômage partiel), la garde d'enfants en télétravail
ou encore l'anxiété. En outre, la pandémie a également posé un problème à la société
dans son ensemble, en entraînant (ou en renforçant) une perte de confiance d'une
partie de la population dans le gouvernement. Une partie de la population suisse s’est
montrée sceptique quant à la vaccination contre le Covid-19, ce qui a suscité des
débats émotionnels autour de l'introduction dudit certificat Covid-19. En revanche,
tant l'armée, la protection civile et le service civil – en effectuant de nombreuses
heures dans des interventions, notamment dans le domaine de la santé – que le monde
de la recherche qui a développé des vaccins et des médicaments contre le Covid-19 ont
pu démontrer leur utilité dans le cadre de la pandémie. Enfin, la pandémie a également
stimulé le télétravail et, plus généralement, la flexibilisation et la numérisation du
monde du travail. Au cours de la 51e législature, le peuple et les cantons ont également
accepté l'initiative sur les soins, qui contenait des mesures visant à garantir les soins
infirmiers de base, dont l'importance a été soulignée pendant la pandémie.

La pandémie a également eu des répercussions sensibles sur le système institutionnel.
Au début, le gouvernement a clairement pris les choses en main, prenant toutes les
décisions importantes après la proclamation de la situation extraordinaire au sens de la
loi sur les épidémies grâce à des décrets d'urgence fondés sur la Constitution et à la loi
sur les épidémies, tandis que le Parlement a interrompu prématurément sa session de
printemps en raison du début de la pandémie. Le Parlement a obtenu davantage de
marge de manœuvre lorsque les ordonnances d'urgence ont dû être remplacées par
une loi au bout de six mois, conformément à la Constitution – l'examen de la loi Covid
19 et de ses cinq révisions à ce jour ont donné lieu à des débats animés au Parlement et
parfois à des modifications centrales des projets du Conseil fédéral. Les droits
populaires ont également connu un coup d'arrêt temporaire, bien que le corps
électoral a pu ensuite s'exprimer à trois reprises sur les révisions de la loi Covid 19, qu'il
a à chaque fois approuvées. Non seulement les relations entre l'exécutif et le législatif,
mais aussi la position des cantons dans la pandémie ont fait l'objet de discussions
récurrentes. Ainsi, la déclaration de la situation extraordinaire avait clairement fait
basculer le rapport de force en faveur de la Confédération. Certaines phases durant
lesquelles les cantons ont temporairement pris le contrôle ont abouti à des patchworks
de réglementations entre cantons et à des appels fréquents pour que la Confédération
prennent à nouveau les décisions. L'année 2022 a finalement été marquée par les
premières tentatives de résoudre politiquement la crise de la Covid-19, avec des
propositions discutées pour rendre la Confédération et le Parlement plus résistants aux
crises.

La guerre en Ukraine et les problèmes d'approvisionnement en énergie 
Immédiatement après la pandémie, la guerre d'agression contre l'Ukraine a attiré
l'attention sur des thèmes qui étaient auparavant moins mis en lumière. Ainsi, la guerre
a déclenché en Suisse des discussions animées sur l'orientation de la politique
étrangère et de la neutralité, après que la Confédération a repris les sanctions décidées
par l'UE contre la Russie et que la question de la livraison d’armes à l’Ukraine s’est
posée. Cette crise a conduit à l'accueil de réfugié.e.s ukrainien.ne.s en Suisse et à la
première utilisation du statut de protection S, ainsi qu'à l'augmentation du budget
militaire jusqu'en 2030 et à des discussions sur la sécurité de l'approvisionnement
dans le secteur agricole. De plus, la Banque nationale suisse (BNS) a enregistré une
perte de 150 milliards de CHF en 2022, qu'elle a notamment attribué aux conséquences
de la guerre en Ukraine sur l'économie mondiale. 

Conséquence directe de la guerre en Ukraine, les problèmes d'approvisionnement en
énergie se sont intensifiés, entraînant une hausse des prix de l'énergie, ce qui s'est
répercuté sur les autres prix. En réaction à une possible pénurie d'énergie, le Conseil
fédéral a principalement misé sur les énergies renouvelables, tout en faisant construire
des centrales de réserve à gaz en cas d'urgence. Des débats sur les avantages de
l'énergie nucléaire ont également refait surface dans le monde politique. Enfin, on
suppose que la crise énergétique a contribué à la majorité en faveur du contre-projet
indirect à l'initiative des glaciers, bien que des projets d'expansion de
l'approvisionnement en électricité en hiver aient été privilégiés au Parlement par
rapport aux préoccupations environnementales.
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Dans l'ensemble, les différentes crises survenues au cours de la 51e législature ont mis
en évidence une vulnérabilité d’une ampleur inattendue en matière de sécurité de
l'approvisionnement dans de nombreux domaines, en particulier dans le domaine
médical, comme les unités de soins intensifs et les médicaments, ainsi que dans le
domaine économique, notamment en matière d'énergie et d'agriculture.

Ce qui a également été important
Bien entendu, la 51e législature a également été marquée par des événements, des
choix et des décisions politiques importants, indépendamment des crises.

La rupture des négociations sur l'accord-cadre institutionnel en avril 2021 a
particulièrement marqué les relations entre la Suisse et l'UE. Le refus de l'accord-cadre
a conduit tant à un blocage de la participation suisse au programme de recherche
européen « Horizon Europe »; une situation que même le déblocage du deuxième
milliard de cohésion ne changera pas. Après plusieurs autres entretiens exploratoires
entre la Suisse et l'UE, le Conseil fédéral a adopté en 2023 des lignes directrices pour
un nouveau mandat de négociation avec l'UE.

L'effondrement de Credit Suisse en mars 2023 et son rachat par UBS ont également
suscité une attention particulière. C’est pour enquêter sur ces événements que le
Parlement a décidé d’instituer la cinquième commission d'enquête parlementaire de
l'histoire suisse.

Les femmes ont écrit l'histoire en augmentant de manière significative leur
représentation dans les deux chambres lors des élections fédérales de 2019. Près de
cinquante ans après l'introduction du droit de vote des femmes – la 51e législature a
également été l'occasion de célébrer le 50e anniversaire –, la proportion de femmes au
Conseil national a dépassé pour la première fois les 40 pour cent, tandis que celle au
Conseil des États s'élevait à 26 % après les élections.

Bien que le Parlement soit devenu plus vert avec les dernières élections fédérales, les
questions climatiques ont surtout été au centre de l'attention en 2021, lorsque le corps
électoral a rejeté de justesse la révision totale de la loi sur le CO2. En revanche, la loi
sur le climat et l'innovation, qui constituait un contre-projet indirect à l'initiative des
glaciers, été approuvée en votation populaire en 2023.

De manière générale, le taux d'acceptation des projets soumis au référendum facultatif
au cours de la 51e législature a été relativement faible par rapport aux législatures
précédentes, avec 7 échecs sur un total de 21 référendums. De plus, la participation
électorale a été élevée de 5 points de pourcentage en plus par rapport à la moyenne
depuis 1990, ce qui pourrait être lié au climat politique enflammé pendant la pandémie
de Covid-19. Le taux d'acceptation des initiatives lors de la 51e législature a été
relativement élevé (3 initiatives sur 13), tandis que le nombre d'initiatives populaires
soumises au vote a été moins élevé que lors des législatures précédentes. En revanche,
le Conseil fédéral et le Parlement ont élaboré de nombreux contre-projets directs ou
indirects aux initiatives populaires au cours de cette législature.

Vous trouverez des informations sur les votations populaires ainsi que des explications
sur les objets parlementaires et des descriptions des événements centraux de la 51e
législature dans les différentes rétrospectives thématiques de la législature ainsi que
dans les rétrospectives annuelles qui y sont liées.

Liens vers les rapports de législature, classés par thèmes politiques:
Problèmes politiques fondamentaux
Ordre juridique
Institutions et droits populaires
Structures fédéralistes
Elections
Politique étrangère
Armée
Politique économique
Crédit et monnaie
Agriculture
Finances publiques
Energie
Transports et communications
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Aménagement du territoire et logement
Protection de l'environnement
Population et travail
Santé
Assurances sociales
Groupes sociaux
Enseignement et recherche
Culture, langues, églises
Médias

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

In ihrem Jahresbericht 2021 informierten die GPK und die GPDel über ihre
Aufsichtstätigkeiten, die sie gegenüber Bundesrat, Bundesverwaltung und Gerichte
wahrzunehmen haben. Neben den in verschiedenen Berichten im Laufe des Jahres
2021 bereits veröffentlichten Untersuchungen (Expertenbeizug in der
Bundesverwaltung, Schutz der Biodiversität, Geschäftsverteilung bei den
eidgenössischen Gerichten, Verhältnis zwischen Bundesanwaltschaft und
Aufsichtsbehörde, Kulturlandschutz, DNA-Analysen, Erfüllung angenommener Motionen
und Postulate, Untersuchungen zur Bewältigung der Covid-19-Pandemie), wurde im
Bericht insbesondere auf Tätigkeiten eingegangen, über die anderweitig noch nicht
öffentlich berichtet worden war. Hier hob die Kommission etwa die Arbeiten zu den
Belästigungsvorwürfen bei der SRG hervor. Dabei ging es insbesondere um die Rolle des
UVEK, das zumindest eine begrenzte Aufsicht über die als privaten Verein konzipierte
SRG innehat. Die GPK regte an, bei der nächsten Konzessionserneuerung eine
Bestimmung zur Vorbildfunktion der SRG bei der Personalführung einzuführen. Eine
Baustelle stelle das elektronische Patientendossier dar. Die Schwierigkeiten mit der
Einführung seien in der Vergangenheit unterschätzt worden und die GPK sei besorgt
über den Stand des Projekts, welches ein zentrales Instrument im Gesundheitsbereich
werden müsse, so der Bericht. Weiter beschäftigte sich die GPK mit einer
Untersuchung zum Umgang mit Klimafinanzrisiken, die auf eine Aufsichtseingabe von
Greenpeace zurückging. Unter Klimafinanzrisiken werden auf der einen Seite
Finanzrisiken für Finanzinstitute verstanden, die Folgen des Klimawandels sein können
– so etwa die Definition der FINMA. Greenpeace versteht unter Klimafinanzrisiken auf
der anderen Seite negative Auswirkungen von Geschäftstätigkeiten auf den
Klimawandel. Mittlerweile komme das Thema Nachhaltigkeit auch in Finanzinstituten an
und es gebe einige parlamentarische Vorstösse dazu, so der Bericht zur
Greenpeaceeingabe. Ein Dossier, das abgeschlossen werden konnte, war jenes zum
Sponsoring im EDA. Die im Rahmen der Expo 2020 in Dubai bekanntgewordene
finanzielle Unterstützung durch Philipp Morris habe zu einer Anpassung der
Transparenzregelungen hinsichtlich Sponsoring geführt. Darüber hinaus habe die Frage
der Rolle der Armee die GPK bei der Untersuchung der Geschehnisse um die Patrouille
des Glaciers interessiert. Die Untersuchung kam zum Schluss, dass das VBS seine
Kontrollfunktion stärker wahrnehmen und künftig bei von der Armee unterstützten,
aber von Privaten organisierten Veranstaltungen stärker auf Transparenz pochen müsse.
Darüber hinaus behalte sie ein Auge auf die internen Probleme am Bundesstrafgericht,
so die GPK weiter. Im Berichtjahr sei es darum gegangen, die Umsetzung der
Empfehlungen für eine Verbesserung des Arbeitsklimas zu analysieren. Ein ganzes
Kapitel des Jahresberichts umfasste ferner die Arbeiten zur Covid-19-Inspektion, etwa
zu den Informationsquellen des EDI und des BAG, zum Management medizinischer
Güter, zum Erwerbsersatz für Selbständigerwerbende, zum Image der Schweiz im
Ausland, zur Einschränkung der politischen Rechte und zu Massnahmen im Asylbereich,
in der Wohn- und Mietpolitik sowie bei den Maturitätsprüfungen. 
Die Geschäftsprüfungsdelegation GPDel interessierte sich im Jahr 2021 in ihrer
Funktion der Beaufsichtigung des Nachrichtendienstes dafür, wie dieser das
Auskunftsrecht anwende. Im Zentrum stand zudem weiterhin die «Crypto-Affäre», wo
eine Nachkontrolle geplant ist. 

Auch die Parlamentarische Verwaltungskontrolle (PVK) berichtete in ihrem
Jahresbericht 2021 über ihre abgeschlossenen und laufenden Tätigkeiten. Bereits
publiziert worden war der Bericht über die Evaluation zur Geschäftsverteilung bei den
Bundesgerichten. Die laufenden Evaluationen über die Aufsichtstätigkeiten des Bundes
im Bereich Grundwasserschutz durch die Kantone, über die Zweckmässigkeit des
Controllings von Kompensationsgeschäften, wenn der Bund im Ausland Rüstungsgüter
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beschafft (sogenannte Offset-Geschäfte) und über die Beteiligung des Parlaments im
Bereich von Soft Law sollten in nächster Zeit veröffentlicht werden.

Die Arbeit wird den Aufsichtsbehörden auch im Jahr 2022 nicht ausgehen. Im ebenfalls
veröffentlichten Jahresprogramm 2022 wurden über 150 Projekte aufgelistet, die
weiterverfolgt werden sollen. Zudem entschied sich die GPK für zwei neue
Inspektionen: die Behördenkommunikation vor Abstimmungen und die Messung der
Wirkung in der Entwicklungszusammenarbeit. 1

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Im Juni 2023 publizierte der Bundesrat den Bericht «Auswirkungen von CO2-
Grenzausgleichsmechanismen auf die Schweiz» in Erfüllung eines Postulats der APK-
NR zu den Anreizen für einen nachhaltigen internationalen Handel.
Der Bundesrat erklärte in diesem Bericht, dass die EU ihr EHS weiterentwickle und die
Einführung eines CO2-Grenzausgleichsmechanismus plane (so genannter Carbon
Border Adjustment Mechanism CBAM), um der Produktionsverlagerung in Drittstaaten
mit weniger strengen Umweltvorgaben entgegenzuwirken. Der CBAM werde ab Oktober
2023 getestet, ab 2026 würden sodann schrittweise Abgaben auf Importe in die EU in
den Bereichen Eisen und Stahl, Aluminium, Zement, Dünger, Wasserstoff sowie
Elektrizität erhoben.
Im Bericht prüfte der Bundesrat die (aussen-)wirtschaftlichen und ökologischen
Auswirkungen eines CO2-Grenzausgleichsmechanismus für die Schweiz: Ein Schweizer
CBAM würde lediglich den wenigen CO2-intensiven Industrieanlagen in der Schweiz zu
Gute kommen, der Rest der Unternehmen würde benachteiligt, da erstere einen
Grenzschutz vor emissionsintensiven Importen aus Drittstaaten geniessen würden,
letztere hingegen stünden aufgrund von CO2-intensiven Vorleistungen aus Drittstaaten
vor höheren Produktionskosten. Ausserdem sprächen auch Vorbehalte von Drittstaaten,
die im Rahmen der WTO geäussert wurden, gegen die Einführung eines CBAM, führte
der Bundesrat im Bericht aus. 2026 werde die Regierung evaluieren, wie das bis dann
aufgebaute CBAM der EU funktioniere. In diesem Rahmen könne dann ein allfälliger
Handlungsbedarf für die Schweiz überprüft werden. Der Bundesrat wolle jedoch das
Schweizer EHS «im Gleichschritt mit der EU anpassen». Damit soll die Verknüpfung der
beiden EHS weiterhin gewährleistet sein und die Voraussetzung dafür geschaffen
werden, dass Schweizer Exporte in die EU vom CBAM der EU ausgenommen werden. 
Mit diesem vorläufigen Nein zu einem Schweizer CBAM widersetzte sich der Bundesrat
auch den Bestrebungen des Parlaments, das einer entsprechenden parlamentarischen
Initiative Ryser (gp, SG) Folge gegeben hatte. 2
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

D'après le Conseil fédéral, la définition d'objectifs de développement durable ne
relève pas de la compétence de la Banque nationale suisse (BNS). Dans son rapport, le
Conseil fédéral précise que le mandat de la BNS concerne uniquement le maintien de la
stabilité des prix en fonction de la conjoncture économique. Un élargissement du
mandat de la BNS politiserait l'institution et remettrait en question son indépendance,
ce qui mettrait en péril son objectif initial de stabilité des prix. Le Conseil fédéral
conclut donc qu'il est évident que, d'un côté, la BNS doit prendre en compte le
changement climatique pour établir une politique monétaire pertinente, mais que d'un
autre côté, il n'est pas de son ressort d'aider la Confédération à atteindre ses objectifs
de développement durable. 3
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In der Sommersession 2023 schrieb der Nationalrat das Postulat der WAK-NR
betreffend Nachhaltigkeitsziele für die Nationalbank stillschweigend ab. Der Bundesrat
hatte zur Erfüllung des Vorstosses im Oktober 2022 den Bericht «die Schweizerische
Nationalbank und die Nachhaltigkeitsziele der Schweiz» verabschiedet. 4
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Landwirtschaft

Landwirtschaft

Rétrospective annuelle 2019: Agriculture

Durant cette année 2019, plusieurs gros dossiers étaient sur la table en ce qui concerne
l'agriculture, avec, en premier lieu la modification de la Loi sur la chasse, qui aura fait
transpirer bien des parlementaires. En effet, après plusieurs aller-retours, les deux
chambres ont dû soumettre les propositions de modification à une conférence de
conciliation, avant de trouver une solution. Bien que le loup ait été au centre des
discussions – faut-il faciliter son abattage? Faut-il autoriser sa régulation dans les zones
protégées? – c'est l'harmonisation du permis de chasse qui aura été l'aspect le plus
problématique de la recherche de consensus entre les deux chambres. La Chambre des
cantons était, en effet, opposée à ce que celui-ci doive répondre à des critères
semblables dans l'ensemble des cantons, préférant leur laisser une certaine liberté.
Finalement, cette harmonisation sera refusée. C'est par contre bien la protection du
loup et d'autres espèces qui poussera toute une série d'organisations de protection de
la nature à lancer un référendum contre cette loi.

Un autre référendum amènera peut-être la population suisse à se prononcer dans les
urnes; à savoir, celui sur l'accord de libre-échange avec les pays du MERCOSUR que les
Verts et le parti socialiste menacent de lancer si l'accord n'est pas amélioré d'un point
de vue tant social qu'environnemental. Cet accord trouve également une forte
opposition au sein du monde paysan, l'accès au marché pour les pays du MERCOSUR
étant vu comme une concurrence déloyale pour les agriculteurs et agricultrices suisses.
Une opposition similaire se dessinait quant aux accords de libre-échange avec
l'Indonésie et la Malaisie, l'huile de palme étant dans ce cas, la pomme de discorde,
cette huile concurrençant directement l'huile de colza suisse.

D'autres textes permettront, dans un futur proche, aux citoyennes et citoyens de ce
pays de se prononcer sur des questions agricoles. A commencer par l'initiative sur
l'expérimentation animale, déposée en mars avec plus de 123'000 signatures valides et
qui demande un arrêt de cette pratique – tant sur les animaux que sur les humains –, si
cela ne répond pas à l'intérêt prépondérant du sujet (animal ou humain). L'initiative
pour une Suisse libre de pesticides de synthèse a, quant à elle, longuement été
débattue au sein des chambres – ensemble avec l'initiative pour une eau potable
propre et une alimentation saine. Celle-ci souhaite inscrire dans la Constitution une
interdiction de l'utilisation des pesticides de synthèse en Suisse, d'une part, et d'autre
part, une interdiction de l'importation de produits alimentaires ayant été cultivés de
cette manière. Une majorité des parlementaires ainsi que le Conseil fédéral proposent
au corps électoral de rejeter ce texte, faisant remarquer qu'un plan d'action pour une
réduction des risques liés aux produits phytosanitaires est sur le point d'être mis en
œuvre et que la prochaine mouture de la politique agricole se penchera plus en détail
sur cette problématique. Cette thématique a également été largement discutée au sein
de la société civile, comme en témoigne l'analyse des médias d'Année Politique Suisse. 
C'est également durant cette période que l'USP a annoncé vouloir lutter contre le
réchauffement climatique, ce qui a été l'objet de nombreux articles de journaux et
faisait écho à l'été catastrophique que la paysannerie a vécu une année auparavant. 

Quant au futur de la politique agricole PA 22+, il a été au cœur de nombreuses
interventions parlementaires, le parlement ayant demandé au Conseil fédéral de
présenter une nouvelle mouture suite à la première version controversée. Une fois la
nouvelle version achevée, elle a été soumise à consultation, afin que les autorités
s'imprègnent de l'avis des divers acteurs impliqués; une consultation qui a présenté
divers résultats, fin août. Ils permettront au Conseil fédéral de délivrer en 2020 un
message plus consensuel concernant l'orientation générale à donner à la politique
agricole. 

D'autres thématiques ont rythmé le monde agricole en cette année 2019.
Premièrement, le lait était à nouveau sur la table des parlementaires. En effet, trois
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initiatives cantonales (Iv.ct. 17.310, Iv.ct. 16.309 et Iv.ct. 17.301) exhortant les autorités à
trouver des solutions pour résoudre ce qui est nommé «la crise de la production
laitière» ont été débattues par les élu.e.s. Le prix du lait est trop bas pour que les
producteurs y voient un marché rentable, amenant de nombreux exploitants à mettre
un terme à cette production. Malgré le refus des trois initiatives par le Conseil des
Etats, des solutions vont être étudiées. En parallèle, des acteurs du marché s'organisent
pour améliorer de leur côté la situation, avec, par exemple, la création d'une gamme de
produits laitiers durables (rapportant 3 centimes de plus par litre aux producteurs) ou,
à un niveau plus local, le lancement de filières parallèles garantissant une rémunération
correcte des producteurs laitiers. 

Finalement, l'une des dernières «patates chaudes» de la politique agricole en cette
année 2019 fut la restructuration planifiée par le Conseil fédéral des centres de
recherches agricoles Agroscope. Après les nombreuses contestations survenues face à
l'annonce du Conseil fédéral en 2018, plusieurs objets parlementaires ont été discutés
au sein des chambres, à l'image de la motion Häberli-Koller (pdc, TG) – acceptée avec
quelques modifications – demandant à ce que le statut juridique d'Agroscope change
pour en faire un établissement autonome de droit public – un statut similaire aux EPF. 5

Rétrospective annuelle 2023: Agriculture

2023 a marqué la fin d'un long processus parlementaire central pour l'agriculture: la
Politique agricole 22+ (PA22+) a été approuvée par les député.e.s lors de la session
d'été. Pour rappel, la première mouture avait été mise en consultation en 2018, avant
qu'elle ne soit revue et précisée par le Conseil fédéral en 2022 à la demande du
Parlement. Finalement, c'est une version édulcorée sur les questions écologiques qui
en est ressortie et qui a été approuvée par les deux conseils. Deux nouveautés sont à
noter: la mise en place d'une aide financière pour les assurances contre les pertes de
récoltes et l'amélioration du statut de la conjointe travaillant sur l'exploitation. Le
Conseil fédéral est, de plus, chargé de présenter un projet d'ici à 2027 développant la
stratégie agricole à l'horizon 2050. Ce projet devra inclure l'entier de la chaîne
alimentaire. Dans le cadre de ces débats, la modification de la loi sur les épizooties
(LFE) a été acceptée, tandis qu'il a été décidé de traiter la réforme du droit foncier
rural dans un deuxième temps.

Alors qu'aucun objectif climatique chiffré n'a été inscrit dans la PA 22+, le Conseil
fédéral a présenté sa stratégie climatique pour l'agriculture en septembre. Tous les
acteurs de l'alimentation sont ainsi appelés à agir pour réduire les gaz à effet de serre.
La stratégie prévue par le Conseil fédéral doit permettre à la fois de réduire les
émissions et d'aider le secteur à s'adapter aux changements climatiques. L'empreinte
des gaz à effet de serre par personne liée à l'alimentation devra être réduite de deux
tiers d'ici à 2050 par rapport à 2020, tandis que les émissions de l'agriculture devront
diminuer de 40 pour cent par rapport à 1990. Le Conseil fédéral a notamment fait part
de sa volonté de voir la consommation de produits carnés réduite afin d'atteindre un
système alimentaire plus durable, ce qui n'a pas manqué de faire réagir certains milieux
agricoles.

S'agissant de la protection de la nature, le Parlement a décidé de repousser d'une
année l'entrée en vigueur de l'obligation de consacrer 3.5 pour cent des grandes
cultures à des surfaces de promotion de la biodiversité. Cette mesure, qui s'inscrit
dans le cadre de la mise en œuvre de l'Iv. pa 19.475, a été critiquée à de nombreuses
reprises, notamment par l'USP qui a réclamé ce délai d'une année supplémentaire.

Comme en 2022, la question de la présence du loup et de sa gestion sur le territoire
suisse a enflammé les médias, en particulier suite à la mise en consultation de la
nouvelle ordonnance du Conseil fédéral qui autorise le tir préventif de meutes entières.
Les associations de protection de la nature redoutent que ces nouvelles dispositions ne
réduisent de 60 à 70 pour cent la population du grand prédateur et ne mette en danger
sa survie sur le territoire. Quelques mois auparavant, le Conseil fédéral assouplissait
déjà une première fois les critères permettant le tir du loup, alors qu'on apprenait que
le nombre d'attaques avait baissé, malgré l'augmentation exponentielle d'Ysengrin sur le
territoire. La plupart des cantons concernés ont d'ores et déjà annoncé leur volonté de
tir, alors que les associations environnementales s'opposent juridiquement à l'abattage
de certaines meutes notamment en Valais et dans les Grisons. Pour rappel, une révision
de la loi sur la chasse (LChP) avait été avalisée par le Parlement en décembre 2022. Nul
doute que les débats se poursuivront en 2024, alors que la nouvelle ordonnance
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connaîtra une phase-test d'une durée limitée et qu'une initiative populaire sur la
question de la place du loup en est au stade de la récolte de signatures. 

D'autres animaux et leur bien-être ont également été sujet à débat cette année,
notamment dans le cadre des discussions sur le foie gras qui, à une voix près, a évité
une interdiction d'importation. Une obligation d'étiquetage des méthodes de
production sera toutefois introduite pour ce met de la gastronomie française. En
parallèle aux débats parlementaires, une initiative populaire demandant d'inscrire dans
la Constitution fédérale une interdiction d'importation est en cours de récolte de
signatures. Une autre initiative, lancée en parallèle, souhaite en finir avec l'importation
des produits à base de fourrures; un sujet traité à de nombreuses reprises par le
Parlement. Ces dernières années, s'agissant des produits à base d'animaux, le
Parlement a préféré recourir à la transparence plutôt que d'interdire les produits ou
certaines pratiques de production. Ces deux initiatives populaires seront, peut-être,
l'occasion pour le Parlement nouvellement élu de se positionner à ce sujet. S'agissant
du bien-être animal, une nouvelle initiative populaire s'attaquant à l'expérimentation
animale a été lancée, alors que la dernière initiative en date a connu un échec cuisant
dans les urnes l'année passée. Le lancement de cette initiative a été très peu médiatisé,
contrairement au procès du scandale de l'élevage équin à Hefenhofen qui a été suivi
avec une grande attention, comme le révèlent les chiffres de l'analyse APS des journaux
pour le mois de mars. La grippe aviaire a aussi bénéficié d'un écho médiatique
important, alors que les élevages avicoles devaient se soumettre durant de long mois à
des quarantaines.

Tandis que la transparence s'impose, pour le Parlement, comme la voie royale s'agissant
des méthodes de production, elle commence aussi à bousculer les grands commerces
quant à la formation des prix des denrées alimentaires et particulièrement des marges
des détaillants. En 2023, le Conseil national s'est positionné par deux fois, sur l'Iv. pa.
22.477 et la Mo. 21.3730, en faveur d'une plus grande transparence sur la formation des
prix. La balle est désormais dans le camp de la chambre des cantons que se prononcera
en 2024. Ce débat se déroule dans un contexte de médiatisation répétée d'affaires sur
les marges des commerces de détail. 6

Landwirtschaft und Umweltschutz

En réponse au postulat déposé le 20 juin 2019 par le conseiller national bernois Erich
von Siebenthal (udc), le Conseil fédéral a publié, le 26 janvier 2022, un rapport sur les
mesures efficaces et modernes de lutte et de prévention contre les incendies de
forêt. Celui-ci avait pour objectif de "vérifier la pratique actuelle en matière de lutte
contre les incendies de forêt, et de l’adapter aux besoins et aux connaissances
techniques actuels". Plus précisément, le postulat exigeait que le Conseil fédéral
analyse cinq éléments: examiner si les mesures de prévention des incendies de forêt
doivent être renforcées en collaboration avec les cantons ; deuxièmement, vérifier si la
répartition des tâches entre la Confédération et les cantons est encore opportune ou si
les processus peuvent être optimisés (coordonner des avions de lutte contre les
incendies par exemple); troisièmement, étudier si la Suisse est équipée pour lutter
contre les incendies de forêt sur de grandes surfaces et contre ceux qui pourraient
s’étendre facilement (vent, sécheresse) et si des services d’intervention (tels que des
avions de lutte contre les incendies) seraient disponibles rapidement et en nombre
suffisant pour empêcher la propagation du feu sur de grandes surfaces;
quatrièmement, évaluer les possibilités d’aménager des moyens d’extinction utilisables
rapidement (bassins d’eau d’extinction, barrages, réseaux d’hydrantes, etc.); et
cinquièmement examiner de nouveaux systèmes pour lutter plus efficacement contre
les incendies de forêt, tels que de nouveaux avions ou des systèmes sans eau.
En réponse à ces demandes, le Conseil fédéral a chargé l'Office fédéral de
l'environnement (OFEV) du Département fédéral de l'environnement, des transports, de
l'énergie et de la communication (DETEC) d'élaborer un rapport. Dans celui-ci, le
gouvernement souligne l'importance croissante du problème des incendies de forêt, en
particulier dans le contexte de l'avènement des changements climatiques, qui risquent
d'aggraver les effets de ces derniers. Il confirme la nécessité de la mise en place de
mesures d'optimisation (précaution, maîtrise et rétablissement) et de coordination afin
de mieux gérer les risques liés à ces phénomènes. Une attention particulière aux
questions organisationnelles et structurelles, et la collaboration entre différents
acteurs ont également été relevées.
Concernant les aspects qui relèvent de sa compétence, la Confédération propose la
mise en place des mesures suivantes : la clarification des procédures en matière
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d'alertes avec les cantons, l'examen des bases légales, l'amélioration de la vue
d'ensemble nationale de la situation (avec l'élaboration d'une planification préventive
et la mise en place d'un pool d'experts), l'étude des possibilités actuelles de soutien
aérien (y compris les possibilités internationales) ainsi que la coordination nationale
des ressources, le lancement de projets pilotes pratiques, des principes généraux et
des recommandations et, enfin, la mise à disposition des cantons d'un conseil
spécialisé. 7

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Im Jahr 2019 lag der Wert des Indikators der Gebührenfinanzierung, wie er aufgrund
einer Motion Steiner (fdp, SO; Mo. 06.3811) jährlich erhoben wird, bei 77 Prozent. Dies
gab das EFD in einer Medienmitteilung im November 2021 bekannt. Der Indikator
spiegelt den Anteil gebührenfinanzierter Kosten der Kantone und Gemeinden in den
Aufgabengebieten Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt, allgemeines Rechtswesen,
Wasserversorgung/Abwasserbeseitigung und Abfallwirtschaft – den Bereichen mit den
höchsten Gebühreneinnahmen – wider.  Bei den Strassenverkehrsämtern überstiegen
die Gebühreneinnahmen schweizweit die Kosten (123%), lediglich in vier Kantonen (OW,
NW, JU, UR) lagen die Einnahmen 2019 in diesem Themenbereich unter den Kosten.
Höhere Einnahmen als Kosten konnten auch im Bereich Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung in fünf Kantonen (BS, LU, FR, SO, NE) beobachtet werden. Im
Vergleich zum Vorjahr veränderte sich der Gesamtindex nicht (2018: 77%), in einzelnen
Kantonen kam es jedoch zu grösseren Veränderungen (JU und GE: -7 Prozentpunkte,
BE: +11 Prozentpunkte). 8
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Im November 2021 publizierte die EFV den Bericht «Langfristperspektiven für die
öffentlichen Finanzen in der Schweiz». Dieser untersuchte unter anderem die
(potenziellen) Auswirkungen der Alterung der Bevölkerung, der Klimakrise sowie der
Corona-Pandemie auf die öffentlichen Haushalte. Demnach erwartete die EFV
steigende Ausgaben bei der Altersvorsorge und im Gesundheitswesen aufgrund des
demografischen Wandels sowie tiefere Einnahmen bei der Mineralölsteuer und höhere
Ausgaben bei der Behebung von Klimaschäden – wobei jedoch die Auswirkungen der
Klimakrise deutlich schwieriger abzuschätzen seien als diejenigen der Alterung der
Bevölkerung. Vergleichsweise gering würden dagegen über die nächsten 30 Jahre die
Auswirkungen der Pandemie ausfallen, «sofern die Schulden abgebaut werden und die
Schuldenbremse weiterhin angewendet wird». 9
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Im Dezember 2021 präsentierte der Bundesrat den Bericht zum Potenzial von
Fernwärme- und Fernkälteanlagen aus erneuerbaren Energien in der Schweiz. Ein
entsprechendes Postulat der FDP-Fraktion, das der Nationalrat 2019 angenommen
hatte, hatte den Bundesrat dazu aufgefordert, eine diesbezügliche Auslegeordnung zu
erstellen. Der Bundesrat hielt in seinem umfassenden Bericht fest, dass ein grosses
reales Potenzial für eine nachhaltige Wärmeversorgung durch thermische Netze
bestehe (17 bis 22 TWh), welches aktuell nur etwa zur Hälfte (8.4 TWh) ausgeschöpft
werde und deshalb schnell erschlossen werden müsse. Der Wärmebereich mache heute
einen Anteil von rund 45 Prozent am totalen nationalen Energieverbrauch aus und
verursache mehr als 35 Prozent aller CO2-Emissionen in der Schweiz. Zur Erreichung
der Klimaziele sei daher eine Dekarbonisierung und Umstrukturierung der
Wärmeversorgung unumgänglich. Auf föderaler Ebene seien die Kantone gefordert,
räumliche Energieplanungen zu schaffen, um den Gemeinden aufzeigen zu können, mit
welchen Technologien sie ihre Wärmeversorgung langfristig sicherstellen können.
Weiter diskutierte der Bundesrat im Bericht beispielsweise die Rolle von Erdgas oder
von Pilotprojekten und zog Vergleiche zur Situation im Ausland. 10
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Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

In Erfüllung von drei gleichlautenden Postulaten Grossen (glp, BE), Jauslin (fdp, AG) und
Romano (mitte, TI) veröffentlichte der Bundesrat im Juni 2023 einen Bericht zu
gesetzlichen Massnahmen, mit welchen ein fossilfreier Verkehr bis 2050 ermöglicht
werden kann. 

Bei den Personenwagen präsentierte der Bundesrat zwei zentrale
Massnahmenbereiche: das Phase-Out von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren und
die Bereitstellung von Ladeinfrastruktur für Fahrzeuge mit alternativen
Antriebstechnologien. 
Für das Phase-Out nannte der Bericht die Nichtanerkennung von
Konformitätsnachweisen und die Verschärfung der CO2-Zielwerte für Neufahrzeuge als
mögliche Instrumente. Die Nichtanerkennung von Konformitätsnachweisen würde laut
dem Bericht zu einem Verkaufs- und Zulassungsstopp von gewissen Fahrzeugen mit
Verbrennungsmotor führen, der Bundesrat schätzte dieses Instrument aber als schwer
umsetzbar und bezüglich der Verhältnismässigkeit als kritisch ein. Die Verschärfung der
CO2-Zielwerte hingegen würde zwar die Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit
teilweise einschränken, sie könnte aber weitaus einfacher umgesetzt werden und
wurde vom Bundesrat als verhältnismässig eingestuft. Bezüglich des CO2-Zielwerts
muss laut dem Bericht jedoch beachtet werden, dass die Massnahmen im Gleichschritt
mit der EU erfolgen, für welche die meisten in der Schweiz zugelassenen Fahrzeuge
produziert werden. Eine verfrühte Senkung der CO2-Zielwerte könnte die Schweiz vom
EU-Markt abschneiden, eine späte Senkung könnte die Schweiz zu einem Absatzmarkt
für noch nicht verkaufte Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor machen. Der Bundesrat
sieht im Vorschlag für eine Teilrevision des CO2-Gesetzes vor, die CO2-Richtwerte der
EU zu übernehmen.
Da die Ladeinfrastruktur für Fahrzeuge mit nichtfossilem Antrieb im öffentlichen
Bereich bereits stetig wachse, setzte der Bericht seinen Fokus auf die Frage nach dem
Rechtsanspruch auf Ladeinfrastruktur für Mietende und Stockwerkeigentümerinnen
und -eigentümer. Ein solcher Anspruch bestehe im geltenden Schweizer Recht nicht, in
verschiedenen EU-Ländern wurden dazu aber bereits Regelungen beschlossen. Dieser
Anspruch würde laut dem Bericht jedoch die Wirtschaftsfreiheit, die Eigentumsgarantie
und die Vertragsfreiheit übermässig einschränken. Die Ladeinfrastruktur könne jedoch
anderweitig gefördert werden, beispielsweise durch den Erlass kantonaler Vorschriften
zur Schaffung der baulichen Voraussetzungen für Ladeinfrastruktur, durch eine
finanzielle Förderung seitens Bund, Kantonen und Gemeinden oder durch freiwillige
Massnahmen wie die Roadmap Elektromobilität 2050. 

Die CO2-Intensität des öffentlichen Verkehrs wurde im Bericht bereits als tief
eingeschätzt. Dabei wurde auf die Perspektive «Bahn 2050» verwiesen, welche die
mittleren und kurzen Distanzen stärken und weiter zur Erreichung der Klimaziele
beitragen soll. Einzig bei Bussen und Passagierschiffen sah der Bericht Potenzial für
eine Umstellung auf fossilfreie Antriebstechnologien, wozu der Bundesrat auf eine
Motion und ein Postulat der KVF-NR verwies.

Im Bereich des Güterverkehrs entstehen laut dem Bericht die grössten Emissionen im
Strassenverkehr. Der Bundesrat schlug dazu insbesondere Massnahmen zur Verlagerung
des Güterverkehrs auf die Bahn vor. Bezüglich des Phase-Outs von
Gütertransportfahrzeugen mit Verbrennungsmotor erachtete der Bundesrat
weitgehend dieselben Massnahmen als angemessen wie für Personenwagen. Im Kontext
der Lade- und Tankinfrastruktur für Fahrzeuge mit alternativem Antrieb seien die
Ansprüche jedoch komplexer als für Personenwagen. Es bestehe noch keine
entsprechende Roadmap und nur im Bereich der Wasserstoffbetankung sei ein
Netzwerk von Tankinfrastruktur im Aufbau. Weiter wies der Bundesrat auf verschiedene
Massnahmen im Bereich des Güterverkehrs hin, welche bereits in Arbeit seien,
beispielsweise auf Projekte im Bahngüterverkehr, in welchen ein flächendeckendes und
bedürfnisorientiertes Angebot ausgebaut werde. Weiter seien im Bereich des
Schwerverkehrs bereits verschiedene Anreize für den Umstieg auf fossilfreie
Antriebstechnologien gesetzt worden, was unter anderem auch in der Botschaft zur
Revision des CO2-Gesetzes festgehalten sei. 11
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Der Bundesrat präsentierte im März 2021 seinen Bericht in Erfüllung des Postulats
«Nichtfossilen Verkehrsträgern im öffentlichen Verkehr auf Strassen zum Durchbruch
verhelfen» der KVF-NR. Das Postulat hatte verlangt, dass der Bundesrat prüft, mit
welchen finanziellen Massnahmen die Umstellung bei Bussen von Diesel auf einen
nichtfossilen Antrieb beschleunigt werden kann.
Der Bericht zeigte, dass die massgeblichen Emissionen und Immissionen
(Treibhausgase, Luftschadstoffe, Lärm) wesentlich gesenkt werden können, wenn die
heute im Bereich des öffentlichen Verkehrs im Einsatz stehenden Dieselbusse durch
Busse mit fossilfreiem Antrieb – wie zum Beispiel Elektrobatterien – ersetzt werden.
Der Bericht untersuchte dafür drei Szenarien mit unterschiedlichen Umstellungstempi:
maximale, realistische und langsame Umstellung. Zudem schätzte er die dafür
anfallenden Mehrkosten ab und analysierte, mit welchen Finanzierungsquellen diese
gedeckt werden könnten. Der Bericht sah fünf Möglichkeiten zur Finanzierung vor,
darunter die maximale Ausschöpfung nationaler Förderprogramme (beispielsweise
Gelder aus dem Agglomerationsprogramm), Mittel aus nicht mehr zurückerstatteter
Mineralölsteuer sowie Mittel aus dem mit dem CO2-Gesetz geschaffenen Klimafonds.
Für die konkrete Umstellung von Diesel- auf Elektrobusse müsse der politische Dialog
zwischen den drei Staatsebenen ausgebaut werden. Zudem sei eine breite Konsultation
der involvierten Akteure notwendig, schloss der Bericht. 12
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Umweltschutz

Umweltschutz

Jahresrückblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwärmung geprägt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen äusserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte älteren Semesters
ihren Unmut gegenüber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwärmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen könne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik für
das Klima» mediale Berühmtheit erlangte. Die Besorgnis über den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstössen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Ständerat das Geschäft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum äusserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgenössischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Während die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehört hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grün» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grünen und der Grünliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wählerinnen und Wählern. 
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch für einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv über die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Ständerat und über die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie über die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughäfen. 

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewässer in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
über Monate hinweg ein Risiko für chronische Schäden dar und lagen längere Zeit über
Werten, ab denen für Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
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Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hängig: die
Initiativen «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «für sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung – Keine Subventionen für den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.Iv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten für das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensräumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschätzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitäten. Der Bericht führte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstössen, in denen etwa die
Biodiversitätsverträglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversität aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwähnt, welche im Jahr 2019
erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts für Umwelt befassten sich mit den
eindrücklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225’000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wären rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabfälle, wovon fast die Hälfte vermeidbar
wäre. In früheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene könnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Änderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese möchte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung für den Bundesrat, Bestimmungen für die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergänzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird. 13

Jahresrückblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt – auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklärte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erfüllen. Die Strategie
stützte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie – nach mehrjähriger
sowie zäher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament – ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager über die Gründe für die Ablehnung uneins; Übereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden müssen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kürzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterführung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalrätlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesänderung in der
Herbstsession mit einigen Änderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Bäumle
(glp, ZH) diese für zu wenig ausführlich hielt – man habe die Vorlage jedoch nicht
überladen wollen, argumentierte er. Weiterführende Massnahmen könnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Bäumle
angesprochen, kündigte der Bundesrat im übrigen in einer Medienmitteilung im
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September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevölkerung ermöglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden Bemühungen der verschiedenen Branchen unterstützen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewässerschutz zurückzuführen ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 – im Monat vor
der Abstimmung über die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative – in 10 Prozent aller
Artikel über die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig geführten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof ernährt werden können. Gemäss
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevölkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschätzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
für die solche Substanzen benötigt werden, verbieten möchte, wurde ähnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewässerschutz gestärkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen, für die
ein öffentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhöhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zuströmbereiche finanziell unterstützen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstösse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufrüstung zur Verbesserung der
Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hösli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewässerraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen Landwirtschaftsbetrieb durch die Ausscheidung ebendieses
Gewässerraums ein übermässig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewässerraum nur mit natürlichem Dünger
gearbeitet wird. 

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsförderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Stärkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukünftig verhindern will, dass nicht verkaufte Güter im non-food
Bereich weggeworfen werden. 

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Überschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv über diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behörden ein gutes Zeugnis für
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hätten. In Zusammenhang
mit den Überschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. 14
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Jahresrückblick 2022: Umweltschutz

Zentrales Thema im Bereich des Umweltschutzes war 2022 erneut die Klimapolitik.
Dabei standen die Diskussionen um die Gletscherinitiative respektive allen voran um
deren indirekten Gegenvorschlag im Zentrum der politischen Aufmerksamkeit: Mit
dieser in der Herbstsession unter Dach und Fach gebrachten Vorlage in Form des
«Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der
Energiesicherheit» beschlossen die Räte, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral
werden soll. Dies soll unter anderem mit Emissionsreduktionszielen in den einzelnen
Sektoren Gebäude, Verkehr und Industrie, einem Sonderprogramm zum Ersatz von
fossilen Heizungsanlagen und zur Stärkung der Energieeffizienz sowie mit der
Förderung von neuartigen Technologien und Prozessen sichergestellt werden. Die SVP
ergriff gegen die von ihr als «Stromfresser-Gesetz» bezeichnete Vorlage das
Referendum. Auch gegen das dringliche Bundesgesetz, mit dem das Parlament den
Ausbau der Photovoltaik mittels grossflächiger Anlagen in den Bergen voranbringen will,
wurde das Referendum ergriffen.
Im Berichtsjahr stellte der Bundesrat zudem das CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024
vor, das an das geltende CO2-Gesetz anknüpfte, welches vom Parlament bis 2024
verlängert worden war. Ziel ist eine Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2030
gegenüber 1990 um 50 Prozent, was mit konkreten Massnahmen und finanziellen
Mitteln über insgesamt CHF 4.1 Mrd in den verschiedensten Bereichen, wie etwa dem
Verkehrswesen, beim Import von Treibstoffen, aber auch beim Finanzmarkt erreicht
werden soll.
Im September 2022 startete schliesslich die Unterschriftensammlung für die
Klimafonds-Initiative, mit der die SP und die Grünen einen Fonds zur Finanzierung von
Massnahmen einrichten wollen, die den Klimawandel und seine Folgen für Mensch,
Wirtschaft und Umwelt in Übereinstimmung mit dem Klimaabkommen von Paris
bekämpfen. 
Trotz dieser verschiedenen Projekte blieb die mediale Berichterstattung zum Thema
Umweltschutz im Jahr 2022 jedoch hinter derjenigen des Vorjahrs zurück, als an der
Urne über das CO2-Gesetz abgestimmt worden war. Jedoch sorgte der heisse Sommer
2022 für einen Anstieg der Medienberichterstattung zum Thema «Klimapolitik» sowie
zum Thema «Schutz vor Naturgefahren». Letzteres wurde aufgrund mehrerer
Hitzeperioden sowie der in manchen Regionen der Schweiz stark ausgeprägten
Trockenheit in zahlreichen Zeitungsartikeln diskutiert – insbesondere im Hinblick auf
die Situation in der Landwirtschaft (vgl. Abbildung 1).

Beim Biodiversitäts- und Landschaftsschutz stand der vermeintliche oder tatsächliche
Widerspruch zwischen Naturschutz und Ausbau der erneuerbaren Energien im Fokus
von Medien und Politik. Im Frühjahr 2022 gab es einige Medienaufmerksamkeit zu
Projekten in den Bereichen Photovoltaik und Wasserkraft sowie zu den diesbezüglichen
Reaktionen von Organisationen des Natur- und Landschaftsschutzes. So stiess etwa ein
geplanter Photovoltaikpark im Hochgebirge oberhalb von Gondo (VS) bei der ENHK auf
Widerstand. Deren Präsidentin Heidi Z’graggen (mitte, UR) wehrte sich gegen die
«Verunstaltung» der Schweizer Landschaften durch Solarpanels. In einer Motion
forderte sie deshalb ein Moratorium für den Bau solcher Anlagen. Überdies wehrte sich
die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Nachgang zu einem runden Tisch zur
Wasserkraft gegen einen neuen Stausee am Gornergletscher und die Organisation Aqua
Viva opponierte zusammen mit dem Grimselverein gegen einen geplanten Stausee beim
Triftgletscher. Als Grund für den Widerstand wurde in beiden Fällen der
Landschaftsschutz vorgebracht. 
Das Dilemma zwischen Ausbau der Erneuerbaren und Schutz der Umwelt fand auch im
Rahmen der nationalrätlichen Debatte über die Biodiversitätsinitiative und deren
indirekten Gegenvorschlag ihren Niederschlag. Dazu gesellten sich intensive Debatten
über den Schutz der Biodiversität und der diesbezüglichen – je nach Sichtweise
positiven oder negativen – Folgen für die Landwirtschaft. Während sich der Nationalrat
in der Herbstsession für den indirekten Gegenvorschlag und für einen qualitativen
Ansatz des Biodiversitätsschutzes anstelle eines konkreten Flächenziels aussprach,
konnte sich die kleine Kammer im Berichtsjahr noch nicht zur Vorlage äussern.

Beim Thema Gewässerschutz führte ein Bericht der GPK-NR zum Grundwasserschutz,
der insbesondere die Vollzugsdefizite der Kantone beim planerischen
Grundwasserschutz bemängelte, zur Einreichung dreier Vorstösse ebendieser
Kommission: Eine erste Motion verlangte verbindliche Fristen für die Umsetzung aller
rechtlich vorgesehener Massnahmen des planerischen Grundwasserschutzes, eine
zweite Motion wollte, dass das geltende Gewässerschutzrecht um Aufsichts- und
Interventionsmöglichkeiten beim Vollzug erweitert wird, und ein Postulat forderte die
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Prüfung und gegebenenfalls die Anpassung des Gewässerschutzprogramms in der
Landwirtschaft. Alle drei Vorstösse wurden in der Wintersession 2022 vom Nationalrat
gutgeheissen.

2022 gab es schliesslich auch Fortschritte beim Thema Abfallvermeidung: Ein auf die
parlamentarische Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» zurückgehender
Entwurf in Form einer Revision des USG war in der Vernehmlassung grundsätzlich
positiv aufgenommen worden. Die Vorlage, die den Grundsatz der Ressourcenschonung
im USG verankern will und die Massnahmen in zahlreichen Bereichen, wie etwa beim
Abfallwesen, beim Littering, beim Produktedesign oder im Bausektor fordert, wird wohl
nächstes Jahr im Parlament diskutiert werden. 15

Rückblick auf die 51. Legislatur: Umweltschutz

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Karel Ziehli und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Die nach der sogenannten Klimawahl angetretene 51. Legislatur war im Bereich des
Umweltschutzes stark geprägt von der Klimapolitik, die wiederum einem wechselhaften
politischen Klima ausgesetzt war. Das totalrevidierte CO2-Gesetz, das zur Erreichung
eines 50-prozentigen Reduktionsziels bis 2030 gegenüber 1990 etwa zentrale
Massnahmen für Eigentümerinnen und Eigentümer mit Ölheizungen,
Treibstoffimporteure und Flugreisende eingeführt hätte, wurde von der
Stimmbevölkerung im Juni 2021 an der Urne knapp abgelehnt. Um das mit dem Pariser
Abkommen vereinbarte Reduktionsziel der Schweiz dennoch zu erreichen, lancierte die
UREK-NR unmittelbar nach Ablehnung an der Urne erfolgreich eine
Kommissionsinitiative, mit der die wichtigsten Massnahmen des bisherigen CO2-
Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten. Die Räte verabschiedeten die so
ausgestaltete Teilrevision des CO2-Gesetzes bereits in der Wintersession 2021. Im
September 2022 präsentierte der Bundesrat zudem seine neue Botschaft zum
revidierten CO2-Gesetz für 2025 bis 2030, worin er im Unterschied zur letzten Revision
auf neue und höhere Abgaben verzichtete. 

Bereits im August 2019 hatte der Bundesrat aufgrund aktuellster Erkenntnisse des
Weltklimarates eine Verschärfung seines Klimaziels beschlossen; bis 2050 soll die
Schweiz klimaneutral werden. Dieses Netto-Null-Ziel bis 2050 sowie dazugehörige
Massnahmen – in erster Linie zur Förderung innovativer Technologien und finanzielle
Anreize zur Umstellung auf klimaschonende Heizungen – nahm das Parlament in der 51.
Legislatur in den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative auf. Gegen den
indirekten Gegenvorschlag in Form des Klima- und Innovationsgesetzes wurde das
Referendum ergriffen. Nachdem die Vorlage im Juni 2023 an der Urne angenommen
worden war, zogen die Initiantinnen und Initianten die Volksinitiative definitiv zurück. 

Auch dem Gewässerschutz wurde in der 51. Legislatur ein hoher Stellenwert
beigemessen. Mit der Trinkwasser- und der Pestizid-Initiative kamen in diesem Bereich
gleich zwei Volksanliegen zur Abstimmung. Nach einem hitzigen Abstimmungskampf
lehnte die Stimmbevölkerung beide Initiativen an der Urne ab. Zu Änderungen im
Gewässerschutz kam es in besagter Legislatur dennoch: Neben den im Rahmen der
Weiterentwicklung der Agrarpolitik (AP22+) beschlossenen Massnahmen verlangte auch
eine parlamentarische Initiative eine Verminderung des Risikos beim Einsatz von
Pestiziden: Mit entsprechenden Änderungen des Chemikaliengesetzes, des
Landwirtschaftsgesetzes und des Gewässerschutzgesetzes wurden die im «Aktionsplan
Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen Reduktionsziele gesetzlich verankert. Darüber
hinaus forderte die Initiative die Verringerung der Nährstoffverluste. Durch Annahme
einer Motion verlangte das Parlament indes, das diesbezüglich vom Bundesrat auf dem
Verordnungsweg festgelegte Reduktionsziel nachträglich anzupassen. Zuspruch im
Parlament fand ferner eine Motion mit der Forderung, den Schutz der
Trinkwasserfassungen zu verstärken. Ebenfalls nahm das Parlament zwei Motionen an,
die die Wasserqualität durch einen Ausbau respektive eine Aufrüstung von
Abwasserreinigungsanlagen zur Reduktion von Mikroverunreinigungen respektive zur
Verbesserung der Stickstoffeliminierung erhöhen wollen. 

Nachdem das Thema Kreislaufwirtschaft nach Ablehnung der Volksinitiative «Grüne
Wirtschaft» an der Urne im Jahr 2016 und nach Nichtzustandekommen eines indirekten
Gegenvorschlags etwas in den Hintergrund getreten war, erhielt es in der 51. Legislatur
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neuen Schub. In der Sondersession vom Mai 2023 behandelte der Nationalrat als Erstrat
eine durch eine parlamentarische Initiative initiierte Änderung des
Umweltschutzgesetzes zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft, mit der die
Umweltbelastung durch Verpackungen und Abfälle massgeblich reduziert werden soll. In
ebendieser Legislatur wurden auch einige Motionen überwiesen, die sich zwecks
Abfallverminderung Änderungen der gesetzlichen Grundlagen wünschten, so eine
Motion zur Wiederverwendung von Baumaterialien, zur Stärkung des Plastikrecyclings,
zur Verstärkung von Massnahmen gegen Littering sowie zur Verringerung von Food
Waste. 

Ausserhalb des Parlaments berichteten die Medien häufig über ungewöhnliche
Demonstrationen von Klimaaktivistinnen und -aktivisten, so auch über Klebeaktionen,
die Besetzung eines Verkehrsknotens in der Stadt Zürich oder diejenige des
Bundesplatzes. Medial stark begleitet wurde nicht zuletzt auch ein im Waadtland
geführter Gerichtsprozess gegen Aktivistinnen und Aktivisten, die in einer Lausanner
Filiale der Credit Suisse in einer Aktion auf die umweltschädlichen Investitionen der CS
in Milliardenhöhe aufmerksam machten. Insbesondere 2022 widmeten die Medien auch
dem vermeintlichen oder tatsächlichen Konflikt zwischen Landschaftsschutz und
erneuerbaren Energieträgern viel Druckerschwärze, was sich etwa in kontroversen
Diskussionen um einen Photovoltaikpark im Walliser Hochgebirge äusserte. 

Darüber hinaus war das Verhältnis zwischen Biodiversität und Landwirtschaft
Gegenstand der ausführlichen parlamentarischen Debatte zur Biodiversitätsinitiative
und zu deren indirektem Gegenvorschlag. Das Volksanliegen wird die Politik wohl auch
während der 52. Legislatur noch beschäftigten, hat doch der Ständerat in der
Sommersession 2023 im Unterschied zum Nationalrat entschieden, nicht auf den
indirekten Gegenvorschlag einzutreten. 

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Jahresrückblick 2023: Umweltschutz

Die Klimapolitik bildete 2023 einmal mehr den Schwerpunkt im Themenbereich
«Umweltschutz», so wurde im Berichtsjahr in über 60 Prozent der Presseartikel, die der
Thematik «Umweltschutz» gewidmet waren, über die Klimapolitik berichtet.
Im März reichten die Jungen Grünen genügend Unterschriften für das Zustandekommen
der Umweltverantwortungsinitiative ein. Diese Initiative fordert, dass die natürlichen
Lebensgrundlagen durch die wirtschaftlichen Aktivitäten nicht gefährdet werden
dürfen. In einem viel weiter fortgeschrittenen Stadium befand sich hingegen die
Gletscherinitiative: Im Juni nahm die Schweizer Stimmbevölkerung in einem
fakultativen Referendum den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative an. Das
damit neu geschaffene Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und
die Stärkung der Energiesicherheit wurde von zwei Bundesbeschlüssen über die
Förderung neuer Technologien und über ein Programm zum Heizungsersatz ergänzt. Die
Berichterstattung zu Klimafragen verzeichnete im Zusammenhang mit dieser
Abstimmung einen veritablen Peak: Im Mai befassten sich fast 7 Prozent aller
Zeitungsartikel mit dem Klimaschutz (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Das
Parlament begann sodann im Berichtsjahr auch mit der Beratung der Revision des CO2-
Gesetzes für die Periode 2025–2030, bei welcher es um die Konkretisierung und
Umsetzung der im Klima- und Innovationsgesetz gesteckten Reduktionsziele geht. 
Deutlich weniger stark war die Zeitungsberichterstattung über diesen Themenbereich
2023 verglichen mit der Zeit vor den eidgenössischen Wahlen 2019, sowohl absolut als
auch relativ (vgl. APS-Inserateanalyse zu den eidgenössischen Wahlen 2023). Kurz vor
den eidgenössischen Wahlen 2023 organisierten Umweltschutzorganisationen eine
grosse Klimademonstration in Bern. Bei den Wahlen erzielten die Parteien, die sich
prominent für den Klima- und Umweltschutz einsetzten, jedoch unterschiedliche
Resultate (vgl. Jahresrückblick zu den Parteien): Während die Grünen und die
Grünliberalen herbe Verluste einstecken mussten, vermochte die SP einige Sitze
hinzuzugewinnen. Die Medien machten unter anderem die so genannten Klimakleber
für das schlechte Abschneiden der Grünen mitverantwortlich.

Neben der Klimapolitik fanden auch der Schutz und die Stärkung der Biodiversität 2023
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einige Beachtung. National- und Ständerat wurden sich dabei jedoch über den
richtigen Weg nicht einig: Während die grosse Kammer einen indirekten
Gegenvorschlag zur Biodiversitätsinitiative ausarbeiten wollte, trat der Ständerat in der
Wintersession endgültig nicht auf diesen ein. Die kleine Kammer präferierte stattdessen
den Weg über ein Postulat, mit dem der Vollzug im Bereich des Biodiversitätsschutzes
mit den bestehenden rechtlichen Grundlagen verbessert werden soll. Hingegen hiess
das Parlament eine Motion sowie ein Postulat gegen langlebige Chemikalien (PFAS) gut.
Auch im Bereich des Naturschutzes kann die Volksinitiative «Für eine Einschränkung
von Feuerwerk» angesiedelt werden. Diese will Verkauf und Verwendung von
lärmerzeugendem Feuerwerk generell verbieten und kam im Dezember offiziell
zustande.

Schliesslich beschäftigte auch die Kreislaufwirtschaft die Schweizer Politik im Jahr
2023. Anfang März erschien ein umfangreicher Bericht zum Abfallmanagement und
Recycling in der Schweiz in Erfüllung von sechs Postulaten. Dieser wollte nicht nur das
Rezyklieren verbessern, sondern auch die Vermeidung, Teilung, Wiederverwendung
oder Reparation von Abfällen fördern. Im Bericht wurde jedoch darauf verzichtet,
konkrete Massnahmen zu fordern, da beide Parlamentskammern im Berichtsjahr auch
die umfassende Revision des Umweltschutzgesetzes erstmals berieten: Der Entwurf der
UREK-NR wollte die Schonung der natürlichen Ressourcen und die Stärkung der
Kreislaufwirtschaft als Grundsätze im USG verankern. Gleichzeitig wurden eine gewisse
Liberalisierung bei der Sammlung von Kunststoffabfällen, mögliche Anforderungen an
das Design von Produkten und Verpackungen sowie die Förderung des
ressourcenschonenden Bauens diskutiert. 16

Naturschutz

Im Dezember 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Anpassung des Waldes an
den Klimawandel» in Erfüllung einer Motion von Claude Hêche (sp, JU; Mo. 19.4177),
übernommen von Stefan Engler (mitte, GR), sowie eines Postulats von Céline Vara (gp,
NE; Po. 20.3750). Das Ziel des Bundesrats in diesem Themenbereich besteht darin,
sowohl die Anpassungsfunktionen als auch die Emissionsreduktionsleistungen des
Waldes (beispielswiese die Speicherung von CO2 im Holz) zu stärken. Zudem sollen die
Wälder in der Regeneration, die sie aufgrund von klimabedingten Schäden durchlaufen
müssen, unterstützt werden. Um diese Hauptziele zu erreichen, legte der Bericht in 5
Handlungsfeldern insgesamt 19 neue Massnahmen (13 Sofortmassnahmen und 6
Prüfaufträge) fest, die bis 2030 umgesetzt werden sollen. Die Umsetzung der 13
Sofortmassnahmen könne unmittelbar beginnen, hielt der Bericht fest. Die dafür
notwendigen rechtlichen Grundlagen und der finanzielle Spielraum seien vorhanden.
Die Prüfaufträge hingegen verlangten nach weiteren Abklärungen, da es hier um
rechtliche oder finanzielle Anpassungen bestehender Regelungen gehe. Als Beispiel für
eine Sofortmassnahme wurde im Bericht die Weiterentwicklung waldbaulicher
Grundlagen und waldbaulicher Instrumente genannt. Ein Beispiel für einen Prüfauftrag
wäre derweil, zu untersuchen, wie eine zukunftsfähige Waldverjüngung sichergestellt
werden kann. 17
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Ende 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Stopp der Verschotterung von
Grünflächen» in Erfüllung des gleichnamigen Postulates von Nationalrätin Martina Munz
(sp, SH). Der Bericht hielt fest, dass immer mehr Personen Schottergärten anlegten,
obwohl diese negative Auswirkungen auf die Biodiversität zeitigten und im Sommer die
Umgebung stark aufheizten. Um diesem Trend entgegenzuwirken, empfahl der Bericht
drei Massnahmen: Erstens rief er Gemeinden dazu auf, in ihren Reglementen
festzulegen, ob und in welcher Form Schottergärten erlaubt sein sollen. Zweitens wolle
der Bundesrat die Gemeinden dabei finanziell unterstützen, die naturnahe Gestaltung
der Siedlungsräume zu fördern, wie es auch im indirekten Gegenvorschlag zur
Biodiversitätsinitiative vorgeschlagen worden sei. Und drittens sollen sowohl die
Behörden als auch Privatpersonen besser über die Vorteile von naturnahen
Grünflächen informiert werden. 18
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Gewässerschutz

Vom Investitionsprogramm, das die eidgenössischen Räte im Juni als Massnahme gegen
Beschäftigungseinbrüche genehmigten, profitierte vor allen anderen Bundesaufgaben
der Gewässerschutz. Zusätzliche Subventionen sollten, sofern deren Empfänger in der
Lage wären, die erforderlichen Gegenleistungen aufzubringen, ein Bauvolumen von CHF
240 Mio. auslösen. Abwasserreinigungsprojekte, die zuvor aufgrund von
Sparmassnahmen zurückgestellt worden waren, konnten nun trotzdem in Angriff
genommen werden. 19
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Selon un rapport publié par l’OFEV à l’automne, une centaine de stations d’épuration
des eaux usées (STEP) devraient être équipées de systèmes d’élimination des
micropolluants. En effet, les techniques traditionnelles ne permettent pas d’éliminer
les résidus de produits biocides (herbicides, fongicides, etc.), de médicaments, de
produits de beauté et de nettoyage. Or, même à des concentrations très faibles, cette
pollution nuit aux plantes et animaux aquatiques, ainsi qu’à la qualité des réserves
d’eau potable. Ainsi, bien que les concentrations mesurées depuis 2006 ne présentent
pas de danger immédiat pour les humains, l’OFEV a préconisé une série de mesures à
titre préventif, telles que l’installation de procédés d’épuration spécifiques (par ex.
l’ozonisation) dans une centaine de STEP (sur les 700 que compte le pays). L’OFEV doit
étudier le financement de cet investissement estimé à 1,2 milliard de francs, auquel il
convient d’ajouter 120 millions de francs pour les coûts d’exploitation annuels
supplémentaires, dans le cadre de la révision de l’ordonnance sur la protection des
eaux instituant cette nouvelle tâche. 20
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Der Bundesrat publizierte im Mai 2022 in Erfüllung eines Postulats von Beat Rieder
(mitte, VS) einen Grundlagenbericht über die Wasserversorgungssicherheit und das
Wassermanagement in der Schweiz. Im Postulatsbericht ging der Bundesrat
insbesondere auf den Wasserbedarf, auf die Notwendigkeit eines Wassermanagements,
auf Schutz- und Nutzungskonflikte im Bereich der Wasserversorgung und auf
internationale Verpflichtungen bei der Nutzung des Wassers ein.
Der Bericht fokussierte stark auf den Klimawandel und die daraus folgenden
Konsequenzen für das Wasservorkommen und die -nutzung. Die Folgen des
Klimawandels – vor allem vermehrte Trockenperioden im Sommer – führten dazu, dass
die Gewässer generell weniger Wasser führten. Die Trockenheit steigere auch den
Wasserbedarf in der Landwirtschaft, währenddem gleichzeitig zum Schutz der
Ökosysteme die Wasserentnahme eingeschränkt werden müsste. Ein regionales
Wassermanagement – also der Fokus auf Wassermengen- und Versorgungsfragen von
Trink- und Brauchwasser – zum rechtzeitigen Erkennen und Lösen dieser
Nutzungskonflikte sei daher wünschenswert. Weiter wurde vorgeschlagen, eine
kantonale Berichterstattungspflicht bei Trockenheitssituationen einzuführen: Die
Kantone sollen dem Bund über die während einer Phase der Trockenheit ergriffenen
Massnahmen (beispielsweise Entnahmeverbote) berichten und aufzeigen, inwiefern ihre
Planung im Hinblick auf künftige derartige Ereignisse angepasst werden müsste, um
einer Verschärfung der Trockenheitsproblematik vorzubeugen. Zudem sollten für ein
funktionierendes Wassermanagement verlässliche Wassernutzungsdaten erhoben
werden. Betreffend die internationale Zusammenarbeit wurde im Bericht festgehalten,
dass die grenzüberschreitende Nutzung und der Schutz der Gewässer bestens etabliert
seien und erkannter Handlungsbedarf in den entsprechenden Gremien behandelt
werde. 21
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Bodenschutz

Le rapport sur l'état des sols en Suisse regroupe, pour la première fois, l'ensemble des
données et des observations pédologiques. D'après ce dernier, la plupart des sols sont
pollués en raison d'apports excessifs d'azote et de dégâts découlant des constructions.
Les mesures prises pour contrer les nombreuses atteintes aux sols connues sont
insuffisantes. De plus, de nouvelles menaces voient le jour avec les changements
climatiques. Le rapport tire la sonnette d'alarme. Il faut davantage prendre soin de ce
milieu. L'OFEV prévoit donc d'élaborer une stratégie pour assurer la protection de ce
milieu en misant sur une meilleure connaissance de la qualité des sols et sur la mise en
place d'un système coordonné pour cartographier les priorités pédologiques. 22
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Allgemeiner Umweltschutz

Le Conseil fédéral a adopté le rapport Environnement Suisse 2015, exposant l'état et
l'évolution de l'environnement en Suisse sur la base des mesures prises par la
Confédération et des progrès réalisés par rapport à ceux des pays voisins. Il satisfait
pour la première fois l'engagement pris de publier un rapport tous les quatre ans, suite
à la ratification de la Convention d'Aarhus. Le rapport dresse les succès constatés, à
savoir la diminution des charges de polluants, l'amélioration de la qualité de l'air, la
bonne qualité de l'eau, l'utilisation efficace de l'énergie et des matières premières.
Toutefois, la Suisse ne remporte pas que des succès. Le mitage et le morcellement ne
cessent de s'accroître, outre une forte imperméabilisation des sols. De plus en plus
d'espèces sont menacées et le bruit est toujours excessif. Par ailleurs, par le biais de
ses importations, la Suisse favorise la surexploitation des ressources naturelles à
l'étranger. Face à ce bilan contrasté, le Conseil fédéral s'est fixé trois priorités pour ces
prochaines années: la protection du climat, la conservation de la biodiversité et la
gestion des ressources naturelles. Il souhaite également accroître l'attention portée à
l'exécution des lois en collaboration avec les cantons et promouvoir le dialogue avec la
population sur la valeur de l'environnement. 23
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Der Bundesrat nahm im Juni 2020 vom BAFU-Bericht «Massnahmen des Bundes für
eine ressourcenschonende, zukunftsfähige Schweiz (Grüne Wirtschaft)» Kenntnis.
Dieser Bericht bot Informationen zum Stand der Ressourcennutzung in der Schweiz
sowie einen Überblick über die bereits in den Jahren 2016 bis 2019 vom Bund
getroffenen Massnahmen im Bereich Grüne Wirtschaft und zeigte den weiteren
Handlungsbedarf auf.
Die Umweltbelastung pro Kopf habe in der Schweiz in den letzten Jahren zwar
abgenommen, sei aber in vielen Bereichen immer noch zu hoch. Als grösste
Problemfelder machte der Bericht die Themen Klimaerwärmung, Bodenverbrauch,
Überdüngung sowie Einträge von Pflanzenschutzmitteln in Böden und Gewässer aus. Bei
den bereits unternommenen Massnahmen erwähnte der Bericht beispielsweise, dass
das BAFU mit den betroffenen Branchen eine Vereinbarung zur Reduktion des Imports
von Torf und damit zum Schutz der Moore unterzeichnet habe. Weiter wurde auch eine
Sensibilisierungskampagne zum Thema Food Waste durchgeführt und eine Studie zur
Machbarkeit der Rückgewinnung von seltenen Erden aus Elektroschrott sowie zur
Zertifizierung von Stahl aus ressourcenschonender Gewinnung erstellt.
Der Bericht resümierte, dass es grosse Anstrengungen seitens aller Akteure brauche,
damit die Schweiz ihre Ziele (Klimaabkommen von Paris, UNO-Agenda 2030,
Biodiversitätsziele) erreichen könne. Dies erfordere eine ganzheitliche
Herangehensweise – insbesondere in den Bereichen Ernährung, Wohnen und Mobilität.
Gemäss der Medienmitteilung zum Bericht hat der Bundesrat das UVEK beauftragt,
unter Einbezug des WBF und des EFD bis Ende 2022 weitere Massnahmen zur
Ressourcenschonung zuhanden des Bundesrates zu erarbeiten. 24
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Jahresrückblick 2020: Umweltpolitik

Die Schweizer Umweltpolitik war im Jahr 2020 vor allem von drei übergeordneten
Themen bestimmt. Dies war zum einen die Qualität des Trinkwassers, respektive deren
Beeinträchtigung durch Pflanzenschutzmittel, zum anderen der Bereich
Kreislaufwirtschaft und schliesslich, wie schon im Vorjahr, allen voran die Klimapolitik.
Dennoch wurde 2020 in den Medien Corona-bedingt generell deutlich seltener über
die Umweltpolitik berichtet als noch im Vorjahr. Während sich 2019 noch gut sechs
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Prozent aller Zeitungsartikel mit dieser Thematik beschäftigt hatten, waren es 2020 nur
noch knapp drei Prozent, wobei mehr als die Hälfte der Presseartikel auf die
Klimapolitik entfielen. 

Im Frühjahr 2020 publizierte das BAFU eine erste landesweite Einschätzung der
Belastung mit Abbauprodukten von Chlorothalonil (sogenannte Metaboliten) im
Grundwasser, was einige Medien interessiert aufnahmen. Die Studie bezog sich auf
Messungen aus den Jahren 2017 und 2018; gemäss diesen überschritten mehrere
Metaboliten den Grenzwert von 0.1 Mikrogramm pro Liter im Grundwasser;
insbesondere drei Abbauprodukte verunreinigten das Grundwasser in diversen
landwirtschaftlich geprägten Regionen des Mittellandes grossflächig. Da sich das
Grundwasser nur langsam erneuere und die entsprechenden Metaboliten
ausgesprochen langlebig seien, ging das BAFU davon aus, dass diese Verunreinigungen
die Grundwasserqualität noch während einigen Jahren beeinträchtigen werden. In den
Medien mehr zu reden gab allerdings die sogenannte Trinkwasser-Initiative respektive
der Umgang des Parlaments damit. Die Initiative war zwar 2019 vom Nationalrat und
2020 vom Ständerat der Stimmbevölkerung ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung
empfohlen worden. Noch 2019 hatte die WAK-SR aber eine eigene parlamentarische
Initiative mit dem Titel «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren» lanciert,
welcher die WAK-NR ebenfalls Folge gegeben hatte. Die ständerätliche Kommission
machte von Anfang an klar, dass sie diese parlamentarische Initiative explizit nicht als
Gegenentwurf zur Trinkwasserinitiative und zur Pestizid-Initiative – der zweiten
anstehenden Volksinitiative zum Thema Gewässerschutz – versteht. Dennoch kam die
Kommission in ihrer Vorlage mit einigen Massnahmen den Anliegen der beiden
Volksinitiativen entgegen. Die im Aktionsplan «Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen
Reduktionsziele sollen gesetzlich verankert werden, damit die Verbindlichkeit in der
Umsetzung der Vorgaben erhöht wird: Bis 2027 sollen die mit Pflanzenschutzmitteln
verbundenen Risiken für Oberflächengewässer, naturnahe Lebensräume und als
Trinkwasser genutztes Grundwasser gegenüber dem Mittel aus den Jahren 2012 bis 2015
um 50 Prozent reduziert werden. Um sowohl Trinkwasser als auch Grundwasser
ausreichend zu schützen, sieht die Initiative zudem vor, dass bei
Grenzwertüberschreitungen die entsprechenden Zulassungen überprüft werden sollen;
auch will sie die Zuströmbereiche von Trinkwasserfassungen durch Anpassungen im
Landwirtschafts-, im Chemikalien- und im Gewässerschutzgesetz besser schützen.

Der Bereich Kreislaufwirtschaft war im Jahr 2020 — eventuell aufgrund des Sitzgewinns
des Grünen Lagers (Stichwort Klimawahl) bei den nationalen Wahlen 2019 — wieder
vermehrt Anlass für politische Vorstösse. Das Thema war nach Ablehnung des indirekten
Gegenvorschlags zur Volksinitiative «Grüne Wirtschaft» 2015 und nach der negativ
ausgefallenen Volksabstimmung 2016 etwas in den Hintergrund geraten. Im Berichtsjahr
überwies das Parlament mehrere Vorstösse und gab einer parlamentarischen Initiative
Folge. Die Vorstösse widmeten sich unter anderem den Themen Abfallvermeidung und
Kreislaufwirtschaft (Po. 20.3062), der Wiederverwendung von Baumaterialien (Po.
20.3090 und Mo. 19.4296) und dem Littering (Mo. 19.4100). Die parlamentarische
Initiative der UREK-NR (Pa.Iv. 20.433) will zudem die Umweltbelastung in den Bereichen
Verpackungen und Abfälle reduzieren. Sie bündelte damit verschiedene Anliegen aus
mehreren parlamentarischen Initiativen zum Thema, die aufgrund der neuen
Kommissionsinitiative zurückgezogen wurden (Pa.Iv. 19.445, Pa.Iv. 19.446, Pa.Iv. 19.447,
Pa.Iv. 19.448, Pa.Iv. 19.449, Pa.Iv. 19.451 und Pa.Iv. 19.509). Schliesslich legte auch die
Verwaltung im Jahr 2020 einen Bericht zum Stand der Arbeiten im Bereich Grüne
Wirtschaft vor, woraufhin der Bundesrat das UVEK beauftragte, in Zusammenarbeit mit
dem WBF und dem EFD weitere Massnahmen zur Ressourcenschonung auszuarbeiten.

Im Umweltbereich bot schliesslich wie im Vorjahr allen voran die Klimapolitik Anlass zu
intensiven Debatten. Dabei stach im Berichtsjahr vor allem die Verabschiedung des
revidierten CO2-Gesetzes hervor. Dieses brachte in verschiedenen Bereichen
wesentliche Veränderungen mit sich, wie etwa einen CO2-Grenzwert bei Ölheizungen,
einen teureren Benzinpreis oder die hart umkämpfte CO2-Abgabe auf Flugtickets. Zu
dieser letzten Massnahme waren denn auch zwei Motionen und zwei Standesinitiativen
eingereicht worden (Mo. 19.3047; Mo. 17.3998; Kt.Iv. 19.305; Kt.Iv. 19.304). Zu reden gab
2020 auch die sogenannte Klimajugend, welche auch im Berichtsjahr einige
Demonstrationen und Aktionen auf die Beine stellte. Anfang Januar kam es in der
Westschweiz zu einem Gerichtsprozess gegen die Gruppierung «Lausanne Action
Climat», deren Mitglieder 2018 in einer Credit Suisse-Filiale mittels einer spielerischen
Aktion auf die Klimaproblematik der Finanzbranche aufmerksam gemacht hatten. Weil
sich die Aktivistinnen und Aktivisten gegen die Strafen für Hausfriedensbruch und die
Durchführung einer unbewilligten Kundgebung wehrten, kam es zum Prozess. Dabei
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wurden sie erstinstanzlich freigesprochen. Schliesslich besetzte eine Gruppe junger
Aktivistinnen und Aktivisten in der Herbstsession 2020 während zweier Tage den
Bundesplatz, um auf ihre Anliegen aufmerksam zu machen; diese illegale Besetzung –
während Sessionen sind auf dem Bundesplatz keine politischen Aktionen erlaubt –
wurde von einer umfassenden Medienberichterstattung begleitet. Auf dem Gebiet der
internationalen Klimapolitik schloss die Schweiz schliesslich ein Abkommen mit Peru
ab, welches die Rahmenbedingungen für die Kompensation von Schweizer CO2-
Emissionen über Projekte in Peru regelt. Es handelte sich dabei weltweit um das erste
solche Abkommen unter dem Pariser Klimaabkommen. 25

Klimapolitik

Mis en place en 1989 par le Conseil fédéral, mais s'inscrivant néanmoins dans l'action
prônée par la Convention-cadre sur les changements climatiques, le Groupe de travail
interdépartemental sur l'évolution des systèmes climatiques a présenté son rapport sur
le réchauffement planétaire. Ce document recense, d'une part, les émissions de gaz à
effet de serre et propose, d'autre part, un certain nombre de recommandations afin de
les réduire. Le problème principal est le CO2 qui représente 74% des gaz à effet de
serre, ce qui correspond à 49 mégatonnes pour l'année de référence 1988. Sur cette
quantité, 37% des émissions proviennent des transports, 28% de l'habitat, 15% des
services et 14% de l'industrie. L'impact d'un réchauffement de l'atmosphère sur la
Suisse pourrait être de diverses natures: fonte des glaciers, élévation de la limite des
chutes de neige, réduction de la durée de la saison d'hiver, nouvelles migrations de
populations, etc. Pour limiter tout phénomène de ce type, le rapport propose plusieurs
stratégies, comme augmenter le prix des carburants, substituer le mazout par le gaz
naturel pour le chauffage, intensifier l'isolation des bâtiments, promouvoir l'énergie
solaire et les pompes à chaleur ou imposer des économies d'énergie par des
prescriptions en matière de consommation. L'instrument principal devrait néanmoins
consister en des taxes incitatives, notamment sur le CO2. 26
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La commission fédérale de l'hygiène de l'air a publié un rapport mettant en évidence
les dangers que font courir les gaz d'échappement des moteurs diesel sur la santé
humaine. Selon ce document, ils augmentent en effet notablement les risques de
cancer du poumon chez les individus exposés de façon importante. Dans les
agglomérations, ils seraient responsables de 60% à 70% des cas de cette maladie
lorsque celle-ci est due à la pollution de l'air. Les commissaires ont ainsi plaidé pour
l'introduction de filtres à particules, mais également pour le transfert de la route au rail
du trafic de marchandises de transit ou la création d'une taxe poids lourds liée aux
prestations. 27
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In Erfüllung des im Vorjahr überwiesen Postulats Bourgeois (fdp, FR) genehmigte der
Bundesrat einen Bericht über die Möglichkeit der Förderung biogener Treibstoffe.
Darin spricht sich die Regierung gegen eine zusätzliche Förderung aus. Zum einen sei
die Energieeffizienz geringer als bei anderen erneuerbaren Energieträgern. Zum
anderen sei das Potential zur Verwendung der Biomasse in der Schweiz gering und zur
Hälfte bereits ausgeschöpft. Darüber hinaus sei die Umnutzung anders genutzter
Flächen in Nutzflächen oftmals mit zusätzlichen Belastungen für die Umwelt verbunden.
Auch stehe die Produktion von Biomasse in Konkurrenz mit der
Nahrungsmittelproduktion. 28
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In seinem Bericht in Erfüllung des Postulats Girod (gp, ZH) ortete der Bundesrat in den
Bereichen Verkehr und Wohngebäude mit möglichen Einsparungen im Umfang von je
gut 3 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente das grösste Potential zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen. Des Weiteren gab sich die Regierung im Grunde
zuversichtlich, durch die Verschärfung bestehender Massnahmen im Inland das 20%-
Reduktionsziel bis 2020 erreichen zu können. Zu den wichtigsten Massnahmen der
aktuellen Klimapolitik in der Schweiz zählen die CO2-Lenkungsabgabe auf fossile
Brennstoffe, das Gebäudeprogramm, die Emissionsvorschriften für neue
Personenwagen sowie die Verpflichtung von Treibstoff-Importeuren und Betreibern
fossil-thermischer Kraftwerke zur CO2-Kompensation im Inland. Gegeben die
Fortführung und Verstärkung bestehender Massnahmen könnten die
Treibhausgasemissionen bis 2050 gar um 45% gegenüber 2010 gesenkt werden, so der
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Bundesrat. Der Urheber des Postulats zeigte sich mit dem Bericht zufrieden und vom
inländischen Reduktionspotential überzeugt. 29

Mit seiner Botschaft zum Bundesbeschluss über einen Verfassungsartikel über Klima-
und Stromabgaben erfüllte der Bundesrat ein Postulat der FDP-Fraktion, in welchem
die Freisinnigen eine Prüfung der Frage forderten, ob auf CO2-intensivem und
importiertem Strom eine CO2-Abgabe erhoben werden kann. In seiner Botschaft
führte der Bundesrat aus, dass eine unterschiedliche Behandlung zwischen in- und
ausländischem Strom aus rechtlicher Sicht nicht zulässig sei. Umstritten sei hingegen
die Zulässigkeit einer differenzierten Behandlung nach Produktionsart, also
beispielsweise nach erneuerbaren und nicht-erneuerbaren Stromquellen. Die
Regierung zeigte sich jedoch überzeugt, dass durch eine allfällige Differenzierung
entstehende Anreize nicht ausreichen würden, um erneuerbare Stromquellen im Inland
zu Lasten von nicht-erneuerbarem und im Ausland produzierten Strom zu fördern, da
Letzterer nach wie vor wesentlich günstiger wäre als inländischer Strom aus nicht-
erneuerbaren Energiequellen. 30
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Im Mai 2017 präsentierte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats der APK-NR aus
dem Jahr 2015 seinen Bericht zur internationalen Klimafinanzierung der Schweiz ab
2020. Darin erörtert die Regierung die rechtlichen Grundlagen, aus denen der Schweiz
finanzielle Verpflichtungen erwachsen, und gibt Auskunft über die mögliche Höhe der
finanziellen Beiträge sowie deren Finanzierung. Der Bundesrat stellt klar, dass für die
Schweiz keine rechtlich verbindliche Verpflichtung bestehe, ab 2020 Beiträge an die
internationale Klimafinanzierung zu leisten. Die Industrieländer hätten sich jedoch 2010
zu einem politischen Ziel verpflichtet, das an der Klimakonferenz in Paris im Dezember
2015 bestätigt worden sei und gemäss welchem sie ab 2020 jährlich insgesamt USD 100
Mrd. – und somit einen ähnlichen Beitrag wie bis anhin – für Massnahmen in
Entwicklungsländern zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und zur Bekämpfung
der Folgen des Klimawandels beisteuern würden. Wie hoch der pro Land zu leistende
Beitrag sein soll, blieb dabei offen; es solle sich jedoch um einen „fairen“ Beitrag
handeln. Der Bundesrat schätzt die Höhe eines solchen Beitrags für die Schweiz auf
USD 450 bis 600 Mio. pro Jahr, wobei sowohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als
auch das Ausmass der im Land verursachten Treibhausgasemissionen in die
Berechnungen eingeflossen sind. Die dafür einzusetzenden öffentlichen Mittel sollen
aus den Rahmenkrediten für die internationale Zusammenarbeit und ergänzend aus
dem Rahmenkredit Globale Umwelt geschöpft werden. Zu „einem massgeblichen Teil“
sollen die insgesamt benötigten Mittel durch private Finanzierungsquellen sichergestellt
werden, weswegen der Bundesrat auch neue Partnerschaftsmodelle mit dem
Privatsektor zu prüfen beabsichtige. 31
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L'OFEV a présenté son rapport sur les risques et les opportunités liés au climat à
l'échelle de la Suisse. Sur la base d'études de cas menées dans huit cantons (Argovie,
Bâle-Ville, Fribourg, Genève, Grisons, Jura, Tessin et Uri) et à l'appui d'informations
tirées de la littérature scientifique, il a identifié les risques et opportunités découlant
des conditions climatiques actuelles et évalué leur ampleur d'ici l'horizon 2060. Le
rapport dresse comme principaux risques – l'accentuation des fortes chaleurs,
l'accroissement de la sécheresse, l'élévation de la limite des chutes de neige,
l'aggravation du risque de crues, la fragilisation des pentes et recrudescences des
mouvements de terrain, la dégradation de la qualité de l'eau, des sols et de l'air, la
modification des milieux naturels, de la composition des espèces et des paysages, la
propagation d'organismes nuisibles, de maladies et d'espèces exotiques. S'agissant des
opportunités, figurent l'amélioration des conditions locales et la modification de
l'activité des tempêtes et de la grêle. Il faut donc s'attendre à avoir plus de risques que
d'opportunités si, au cours des prochaines décennies, l'augmentation des émissions de
gaz à effet de serre se poursuit au rythme actuel. Le rapport permettra de gérer les
futurs adaptations aux changements climatiques, de vérifier et poursuivre le
développement de la Stratégie d'adaptation aux changements climatiques et du plan
d'action du Conseil fédéral. 32
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Le groupe d'experts intergouvernemental sur le climat (GIEC) a présenté son rapport
sur les effets d'un réchauffement mondial de 1.5 degré par rapport à l'ère
préindustrielle, mandaté par la Convention des Nations Unies sur le réchauffement
climatique. Selon le rapport, la neutralité carbone doit être trouvée d'ici 2050. A
l'avenir, la capture et le stockage de CO2 devront compenser les émissions de CO2
découlant de l'activité humaine. 
Suite à ce rapport, le Conseil fédéral a demandé à son administration d'évaluer la
nécessité de réviser son objectif de réduction des émissions pour 2050. D'ici 2020, la
Suisse entend réduire ses émissions de 20% et de 50% entre 2021-2030. Les objectifs
annoncés par les différents Etats, dans le cadre de l'application de l'Accord de Paris, ne
pourront pas limiter le réchauffement au-dessous de 1.5 degré. Les prochains objectifs
devront être plus ambitieux. 33

BERICHT
DATUM: 08.10.2018
DIANE PORCELLANA

Im September 2020 publizierte der Bundesrat einen Bericht über die Bedeutung von
negativen CO2-Emissionen für die künftige Schweizer Klimapolitik in Erfüllung eines
Postulates Thorens Goumaz (gp, VD). Der Bericht gibt einen Überblick über die heute
bereits bekannten Negativemissionstechnologien (NET), die CO2 aus der Atmosphäre
entfernen und speichern, sowie über den aktuellen Wissensstand zum Potenzial dieser
Verfahren für die Schweizer Klimapolitik. Die Autorinnen und Autoren empfehlen,
bereits heute die Rahmenbedingungen für den starken Ausbau dieser Technologien zu
erarbeiten; nur so sei das globale Ziel einer maximalen Erwärmung um 1.5 Grad Celsius
gegenüber 1990 zu erreichen. Die Schweiz sei Dank ihrer Forschungs- und
Innovationskraft imstande, eine wichtige Rolle bei der Entwicklung dieser Technologien
zu spielen – obwohl sie beim Verständnis der Bedeutung von NET und beim Ausbau der
nötigen NET-Kapazitäten noch am Anfang stehe. 34
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Der Bundesrat publizierte im November 2021 den Bericht in Erfüllung des Postulates
«Klimaverträgliche Ausrichtung und Verstärkung der Transparenz der
Finanzmittelflüsse in Umsetzung des Übereinkommens von Paris» der UREK-SR. Im
Bericht wurden mehrere mögliche Massnahmen geprüft, um die Finanzmittelflüsse von
Schweizer Institutionen wie Banken und Versicherungen auf das CO2-Reduktionsziel
von Paris hin auszurichten. Die Analyse zeigte, dass insbesondere Massnahmen, welche
explizit auf die klimaverträgliche Ausrichtung der Investitionen abzielen, wirksam sind.
Dazu zählen namentlich Branchenvereinbarungen zwischen der Finanzbranche und
dem Bund. Zudem habe man festgestellt, dass auch mehr Transparenz für die
Kundinnen und Kunden wirke: «Wenn Finanzinstitute die negativen oder positiven
Auswirkungen von Investitionen auf das Klima sichtbar machen, führt dies zu besser
informierten Investitionsentscheiden der Kundinnen und Kunden sowie von anderen
Finanzinstituten», hiess es im Bericht. Der Bundesrat gab bei der Veröffentlichung des
Berichts zudem bekannt, er habe beschlossen, Transparenzmassnahmen zur
Verhinderung von Greenwashing und den Abschluss von Branchenvereinbarungen
anzustreben. 35
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Ende November 2022 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Klimatische
Auswirkungen bei der UVP berücksichtigen» in Erfüllung des gleichnamigen Postulats
der UREK-NR. Die Autorinnen und Autoren des Berichts erläuterten, dass mit einer UVP
im Rahmen eines Bewilligungsverfahrens bei der Änderung oder Neuerstellung gewisser
Anlagen (bspw. Industrieanlagen, Häfen oder Flughäfen) geprüft wird, ob dieses Projekt
die gesetzlichen Umweltschutz-Vorgaben einhält. Positive oder negative Auswirkungen
auf das Klima seien derzeit nicht Bestandteil der UVP. Im Bericht wurde argumentiert,
dass bereits heute zahlreiche Anlagen durch die Massnahmen des CO2-Gesetzes in
ihrer Klimawirkung erfasst würden. Ausserdem sei es zum Zeitpunkt der Durchführung
der UVP (im Rahmen der Plangenehmigung) meist schon zu spät, um noch grosse
Korrekturen an einer Anlage vorzunehmen. Viel grösser wäre die Wirkung, wenn die
Auswirkungen auf das Klima bereits zu Beginn der Planung, insbesondere im Rahmen
von Sachplänen sowie Richt- und Nutzungsplänen, erfasst würden. Entsprechend sah
der Bundesrat von der Empfehlung für eine obligatorische Beurteilung der
Klimawirkung im Rahmen der UVP ab, zumal auf nationaler Ebene auch entsprechende
Prüfnormen und Vorgaben (beispielsweise Emissionsgrenzwerte für Anlagen) fehlten. 36
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La Confédération s'est engagée, dans le cadre de l'Accord de Paris mais également au
vu de sa Stratégie climatique à long terme, à atteindre zéro émission nette de gaz à
effet de serre d'ici 2050. Toutes les émissions de CO2 ne pouvant être évitées, des
solutions de captage de ce gaz devront être implémentées. L'une d'elle consiste à
piéger le carbone dans la matière organique des sols suisses par le biais de résidus de
récolte ou de biochar (charbon végétal), une technique appartenant aux «technologies
d'émission négative» ou NET. C'est précisément ce potentiel-là qui a été analysé dans
le rapport délivré par le Conseil fédéral en réponse au postulat Bourgeois (plr, FR)
19.3639.
L'importance des sols pour le climat avait déjà été reconnue dans le cadre de la
Stratégie Sol Suisse adoptée par le Conseil fédéral en 2020, tant pour la lutte contre les
changements climatiques que pour la mitigation des effets. Pour autant, les pertes de
matière organique sont immenses selon des estimations émanant de la littérature
scientifique. Ainsi, depuis les débuts de l'agriculture au néolithique, les sols agricoles
«auraient perdu entre 36 et 78 pour cent de carbone dans les 30 premiers centimètres,
et entre 25 et 61 pour cent dans le premier mètre» à travers le globe. Ce phénomène
touche bien entendu également la Suisse et s'explique en grande partie par un manque
d'apport en engrais organiques ou en résidus de cultures après les récoltes. En plus de
ces pertes, il a été constaté que si les sols perdent plus de matière organique qu'ils
n'en reçoivent, alors ils deviennent une source de CO2.
Le rapport revient sur différents types de sols et leur potentiel de séquestration de
CO2. S'agissant des sols agricoles, le rapport énumère une série de bonnes pratiques
permettant de séquestrer le carbone, notamment celle de l'agriculture de conservation
consistant à réduire au maximum le travail de labour du sol, à faire usage d'une
fertilisation organique et à pratiquer une «large rotation des cultures». D'autres
mesures, à l'image de la couverture végétale des sols, sont d'ores et déjà encouragées
dans l'Ordonnance sur les paiements directs (OPD), tandis que l'efficacité d'autres
mesures doit encore être analysée (labour profond, biochar).
Le potentiel de séquestration du carbone par les marais, bien qu'historiquement
importante, est jugée faible, de par la lenteur des processus de formation de la tourbe.
Les sols forestiers sont, eux, proches de la saturation en carbone, les forêts suisses
connaissant des taux parmi les plus élevés d'Europe. C'est dans les sols forestiers que
se situe le plus grand stock, et largement, de carbone organique. Malgré tout, le
réchauffement climatique met cet équilibre en danger. Dans les villes, la séquestration
du CO2 pourrait passer par la végétalisation des toitures et l'ajout de biochar sous les
routes nouvellement construites. Finalement, les sols naturels minéraux (prairies, zones
rudérales et alluviales) risquent plutôt une perte de carbone organique des sols par la
décomposition de l'humus à cause des changements climatiques. Toutefois, le Conseil
fédéral arrive à la conclusion qu'il n'est pas possible, en l'état actuel des connaissances,
de déterminer le potentiel de stockage total des sols suisses.
Par la suite, le rapport aborde les différents outils législatifs existants, arrivant à la
conclusion qu'il n'existe aujourd'hui «aucune clause  visant à renforcer le maintien du
carbone organique des sols ou à promouvoir la séquestration du carbone dans les
sols». Toutefois, depuis la révision de l'ordonnance sur le CO2 au printemps 2022, la
séquestration du carbone dans le sol «est admise en tant que mesure de
compensation», pour autant qu'il soit possible d'en garantir le piégeage durant 30
années au moins. En raison des difficultés techniques et de la durée des projets, les
certificats CO2 pour la séquestration du carbone dans les sols restent complexes. Il
serait possible, en guise d'alternative, d'inciter les paysannes et paysans à préserver la
fertilité de leurs sols.
Finalement, le rapport esquisse une série de mesures qui pourraient être mises en
place pour améliorer la situation. Elles se déclinent de trois manières : premièrement,
l'optimisation de la gestion des sols organiques et des sols agricoles minéraux,
deuxièmement, l'évaluation et l'adaptation des instruments légaux et troisièmement, la
sensibilisation et l'avancement de l'état des connaissances. Dans son communiqué de
presse, le Conseil fédéral insiste sur l'importance des bonnes pratiques agricoles et sur
la révision prévue de l'ordonnance sur les atteintes portées au sol (OSol) pour «ancrer
la conservation de la matière organique dans la législation». Le Conseil fédéral
déconseille, en revanche, l'usage du charbon végétal, l'état de la recherche sur les
effets à long terme étant pour l'heure lacunaire.
Finalement, la séquestration du carbone dans les sols a également fait l'objet d'une
étude menée par Agroscope, qui a constaté que les méthodes de cultures extensives et
biologiques absorbaient plus de CO2 que les cultures intensives et conventionnelles,
alors que l'inverse était présupposé jusqu'alors. Les conclusions tirées par le Conseil
fédéral dans le rapport sur le postulat Bourgeois le rappellent : l'agriculture a un grand
rôle à jouer dans ce domaine, ce que l'USP reconnaissait il y a quelques années déjà. Et
c'est dans cette optique que l'organisation agricole vaudoise Prométerre a analysé le
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bilan carbone d'une vingtaine de fermes du canton, afin de déterminer, entre autres, le
potentiel d'absorption des sols agricoles. Les premiers résultats sont positifs, alors que
500 autres fermes vont se soumettre à un tel bilan ces prochaines années. 37

Etwa in der Hälfte der Laufzeit des Aktionsplans 2020–2025 zur Anpassung an den
Klimawandel zog der Bundesrat eine Zwischenbilanz. Diese Bilanz zeigte, dass viele der
seit 2012 ergriffenen Massnahmen Früchte tragen. So seien die sektorübergreifenden
Wissensgrundlagen – beispielsweise die Klimaszenarien oder die hydrologischen
Grundlagen – stark weiterentwickelt worden. Die Kantone und Gemeinden verwenden
diese bei der Ausgestaltung ihrer Klimaanpassungsprojekte. Es bestehe jedoch die
Notwendigkeit, die Anpassungsmassnahmen zu intensivieren, schloss der Bericht. 
Infolgedessen beauftragte der Bundesrat das UVEK, die Anpassungsstrategie der
Schweiz bis 2025 in Zusammenarbeit mit dem EDI, dem WBF und dem VBS zu
überarbeiten und einen neuen Aktionsplan für die Periode bis 2030 vorzulegen. Damit
soll auch der Auftrag aus dem im Sommer 2023 genehmigten Klimaschutzgesetz erfüllt
werden, das weitere Massnahmen zur Anpassung an den Klimawandel verlangt. 38
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2023: Parteien

Für die Parteien stand das Jahr 2023 überwiegend im Zeichen der National- und
Ständeratswahlen sowie der Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats. Dies schlägt
sich auch in der Medienpräsenz der Parteien nieder, die sich dem Spitzenwert aus dem
letzten eidgenössischen Wahljahr 2019 annäherte und im Wahlmonat Oktober
kulminierte (vgl. Abbildungen 1 und 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Die SVP lancierte ihren Wahlkampf mit einem neuen Parteiprogramm, das sich unter
anderem gegen «Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Wahlkampf rückte
die Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer
klassischen Kernthemen ins Zentrum. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong und ein aufwändiger Wahlkampfanlass viel
Aufmerksamkeit. Bei den Nationalratswahlen erzielte die Partei schliesslich das
drittbeste Resultat ihrer Geschichte, im Ständerat musste sie hingegen Verluste
hinnehmen. Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP für ein Festhalten an der
bisherigen Sitzverteilung aus, erhob jedoch – letztlich ohne Erfolg – mit einem
Zweierticket Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter Thurnherr.
Auch in diesem Jahr zeigte sich die SVP aktiv bei der Nutzung der Volksrechte. So
lancierte sie ihre «Nachhaltigkeitsinitiative» und brachte – unter Rückgriff auf
unübliche Methoden – das Referendum gegen das Klimagesetz zustande, an der Urne
konnte sie das Gesetz aber nicht zu Fall bringen. Verschiedentlich wurde in den Medien
diskutiert, ob sich die SVP genügend gegen Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu
boten unter anderem die in zwei Kantonen eingegangenen Listenverbindungen mit
Mass-voll und Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur
Jungen Tat.

Die SP konnte sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den Ständeratswahlen zulegen.
Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der Themenlage, die der SP mit
Inflation, steigenden Mieten und Krankenkassenprämien in die Hände gespielt habe. Die
Partei hatte in ihrem Wahlkampf denn auch das Thema Kaufkraft an erste Stelle gesetzt.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte (vgl. Abbildung 1).
Letztlich wählte die Bundesversammlung mit Beat Jans unter einigen Nebengeräuschen
einen der beiden offiziellen SP-Kandidaten.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde.
Einen Erfolg konnte sie hingegen mit dem Zustandekommen ihrer Kita-Initiative
verbuchen. Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium neu zu
besetzen. Wie schon die Bundespartei wird nun auch die Fraktion von einem
geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt.
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Für die FDP verliefen die National- und Ständeratswahlen enttäuschend. Im Wahlkampf
hatten Diskussionen dazu, ob die grossflächigen Listenverbindungen mit der SVP für die
FDP strategisch sinnvoll seien oder gemässigte Wählende abschreckten, ihre
inhaltlichen Wahlkampfthemen teilweise in den Schatten gestellt. Die Vorwürfe, die FDP
verkomme zur Juniorpartnerin der SVP, verstärkten sich noch, als sich die Freisinnigen
vor den zweiten Ständeratswahlgängen in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-
Kandidaturen zurückzogen. Die Verluste bei den Parlamentswahlen befeuerten die
Diskussion, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei; bei
den Bundesratswahlen gerieten die beiden FDP-Sitze trotz eines Angriffs der Grünen
aber nicht ernsthaft in Gefahr.

Die Mitte konnte bei den ersten nationalen Wahlen nach der Parteifusion den
kumulierten Wählendenanteil von CVP und BDP leicht übertreffen, überholte bei den
Nationalratssitzen die FDP und baute im Ständerat ihre Position als stärkste Partei aus.
Parteipräsident Gerhard Pfister liess darauf verlauten, er sehe die Mitte, die sich im
Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, künftig als Anführerin eines
dritten Pols mit eigenständiger Themensetzung. Vor den Bundesratswahlen entschied
sich die Mitte trotz ihres Wahlerfolgs dagegen, auf Kosten der FDP einen zweiten
Bundesratssitz zu beanspruchen, da eine Abwahl wiederkandidierender
Regierungsmitglieder vermieden werden solle. Bei einem FDP-Rücktritt werde eine
Mitte-Kandidatur aber Thema werden. Mit unvorteilhaften Schlagzeilen war die Mitte im
Frühling konfrontiert, als ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwürfe erhoben, im
Generalsekretariat werde gemobbt. 

Die Grünen konnten im Frühling ihr 40-jähriges Jubiläum begehen, hatten 2023
ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgenössischen Wahlen erlitten sie in
beiden Räten deutliche Einbussen. Die Parteispitze betonte zwar, man habe das nach
der «Klimawahl» 2019 zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam
Parteipräsident Balthasar Glättli zum Schluss, er wolle als «Gesicht des Misserfolgs»
sein Amt 2024 abgeben. Im Wahlkampf hatte eine millionenschwere Wahlkampfspende
einer Gönnerin für einige Schlagzeilen gesorgt. Inhaltlich setzten die Grünen vor allem
auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative zum Ausbau der
Solarenergie.
Ungeachtet ihrer geschwächten Position im Parlament wollten die Grünen im Dezember
erstmals in den Bundesrat einziehen und griffen mit Nationalrat Gerhard Andrey die
beiden Bundesratsmitglieder der FDP, nicht aber die SP-Sitze an. Nachdem Andrey bei
seiner gemeinhin erwarteten Nichtwahl wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen
erhalten hatte, konnte sich Glättli aber auch für künftige Angriffe auf SP-
Bundesratssitze erwärmen. Unerfreulich war für die Grünen sodann eine Serie von
Parteiaustritten von Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern.

Nach Erfolgen bei mehreren kantonalen Parlamentswahlen brachten die
Nationalratswahlen für die GLP einen herben Dämpfer. Ihre Nationalratsfraktion
schrumpfte – teilweise wegen Proporzpech – um mehr als einen Drittel, worüber der
geglückte Wiedereinzug in den Ständerat nicht hinwegtrösten konnte. Ihre zuvor
gehegten Bundesratsambitionen begruben die Grünliberalen nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele, mit Viktor Rossi konnten sie aber immerhin den Kampf ums
Bundeskanzleramt für sich entscheiden. Als neue Fraktionspräsidentin bestimmte die
GLP im Dezember Corina Gredig (glp, ZH). 
Nach den Wahlen gab die künftige Ausrichtung der Partei Stoff für Spekulationen:
Während Parteipräsident Jürg Grossen in Interviews gewisse Avancen nach Rechts zu
machen schien, schloss sich die einzige GLP-Ständerätin der Ratsgruppe der Grünen
an, der grösste Spender der Partei wiederum regte öffentlich eine Fusion mit der Mitte
an.

Für die kleineren Parteien hielt das Jahr 2023 Unterschiedliches bereit. Dies gilt etwa
für die EVP, die in Basel-Landschaft erstmals überhaupt den Sprung in eine
Kantonsregierung schaffte, bei den eidgenössischen Wahlen aber den Nationalratssitz
ihrer Parteipräsidentin einbüsste. Das Mouvement Citoyens Genevois wiederum verlor
seinen Regierungssitz in Genf, konnte aber den Einzug in National- und Ständerat
feiern. Nicht mehr im Bundesparlament vertreten sind die PdA und Ensemble à
Gauche.

Erstmals kamen bei den eidgenössischen Wahlen die neuen Transparenzregeln des
Bundes für die Politikfinanzierung zur Anwendung. Auswertungen der Daten in den
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Medien zeigten zwar, dass solche Analysen aus verschiedenen Gründen mit
nennenswerten Unschärfen verbunden bleiben. Der Hauptbefund aber, dass FDP und
SVP mit deutlichem Abstand vor SP und Mitte sowie Grünen und GLP über die grössten
Wahlkampfbudgets verfügten, schien unbestritten. 39

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2021: Verbände

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekämpfung geprägt. So
versuchten die Dachverbände der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbände wiederholt mit Positionsbezügen auf die Pandemiepolitik
der Behörden Einfluss zu nehmen. Während in der Unterstützung für Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbänden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensätze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Öffentlichkeit GastroSuisse mit seinem Präsidenten Casimir Platzer, der sich im
Frühjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenräume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants äusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbände befürworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darüber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
über das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grössere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.
Auch die Gewerkschafts-Dachverbände SGB und Travail.Suisse unterstützten die
beiden Covid-Vorlagen. Darüber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstützungsgelder für betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise führe, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen über Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zählten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fürsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhältnismässiges Vorgehen des Staats gehörten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der öffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zählten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits über 12'000 Mitglieder zählten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jüngere Generation gerichtete
Gruppierung «Mass-voll!», das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen über Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhängig von der Pandemie machten Verbände und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Präsidentin präsentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grünen eine Volksinitiative für eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankündigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der beträchtliche Umfang ihres Vermögens bekannt wurde. Die Unia
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musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch übergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner für ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsverträge.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbände bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine stärkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren – etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 – beträchtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbände bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mühe oder gar nicht hatten durchsetzen
können. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen über das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbände engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskämpfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angeführten Kampagne, die zu einer aussergewöhnlich starken Mobilisierung der
ländlichen Bevölkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich für eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstützt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehörten Verbände des Autogewerbes und der Erdölindustrie, der
Hauseigentümerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf ähnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwähnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im März angekündigten Volksinitiative für «gerechte Entschädigungen» in
künftigen Pandemiefällen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und für die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbände an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
ähnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbände zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermögen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbände» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung – unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen – in der Presse von sich reden machten. 40

Jahresrückblick 2022: Verbände

In der Schweizer Verbandslandschaft kam es im Jahr 2022 zu einigen Veränderungen.
So löste sich etwa die Aktion für eine unabhängige Schweiz (AUNS), die mit dem EWR-
Nein vor genau 30 Jahren ihren grössten Erfolg gefeiert hatte, auf Betreiben ihres
Gründervaters Christoph Blocher auf und schloss sich mit zwei kleineren EU-kritischen
Vereinen zur neuen Organisation «Pro Schweiz» zusammen. Angestrebt wird eine
verbesserte Referendums- und Initiativfähigkeit, nachdem es um die AUNS zuletzt
relativ ruhig geworden war. Mit der Neutralitätsinitiative beschloss «Pro Schweiz» an
ihrer Gründungsversammlung denn auch gleich die Lancierung ihres ersten
Initiativprojekts.

Auch bei den grossen Wirtschaftsverbänden gab es Neuerungen. Nachdem sich
Economiesuisse, der Arbeitgeberverband (SAV) und der Gewerbeverband (SGV) schon
2021 zu einer engeren Zusammenarbeit bekannt hatten, schlossen sie im Sommer 2022
auch mit dem Bauernverband (SBV) eine «strategische Allianz». Die vier Allianzpartner
wollen sowohl bei Abstimmungskämpfen als auch im Hinblick auf die eidgenössischen
Wahlen 2023 vermehrt «gemeinsam für eine wirtschafts- und agrarfreundliche Politik
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kämpfen». Der Schritt wurde weitherum als Reaktion darauf gewertet, dass die
Wirtschaftsverbände zuletzt zunehmend Schwierigkeiten bekundet hatten, bei
Volksabstimmungen Mehrheiten für ihre Positionen zu erhalten. Auch 2022 mussten sie
aus ihrer Sicht schmerzhafte Abstimmungsniederlagen einstecken, einerseits mit der
Annahme der Initiative für ein Tabakwerbeverbot und des Filmgesetzes, andererseits
mit der Ablehnung der Reformen der Stempelsteuer und der Verrechnungssteuer. Dass
sie sich hingegen im September mit dem Ja zur AHV-21-Reform an der Urne knapp
durchsetzen konnten, wurde teilweise als erste Frucht der neuen Allianz mit dem SBV
interpretiert. Der SBV wiederum konnte sich über das deutliche Nein zur
Massentierhaltungsinitiative freuen.

Eine besondere Entwicklung nahm im Jahresverlauf das Verhältnis zwischen den
Krankenkassenverbänden Curafutura und Santésuisse, das meist angespannt gewesen
war, seitdem sich Curafutura 2013 von Santésuisse abgespaltet hatte: Aufgrund
zahlreicher inhaltlicher Differenzen, aber offenbar auch persönlicher Animositäten
erreichte dieses Verhältnis im Frühling 2022 zunächst einen Tiefpunkt, und
Gesundheitspolitikerinnen und -politiker aus dem gesamten politischen Spektrum
äusserten erheblichen Unmut über die schwierige Zusammenarbeit mit den tief
zerstrittenen Verbänden. Bis im Herbst entspannte sich das Verhältnis indessen
deutlich, und beide Verbandsspitzen sprachen gar öffentlich von einer möglichen
Wiedervereinigung.

Keine Fusion wird es bis auf Weiteres zwischen dem VPOD und dem
Bundespersonalverband (PVB) geben. Nachdem die beiden Gewerkschaften einen
solchen Schritt 2022 zunächst erwogen hatten, wurde diese Option vom PVB
schliesslich verworfen. Der PVB will stattdessen eine Lösung aushandeln, bei der er als
Kollektivmitglied dem VPOD beitreten könnte, womit seine unabhängige
Rechtspersönlichkeit gewahrt bliebe und dennoch eine engere Verzahnung der beiden
Gewerkschaften erreicht würde.
Die Syna sorgte einerseits mit internen Konflikten für Aufmerksamkeit und andererseits
mit einem von ihr und der Unia intensiv geführten Kampf mit dem Baumeisterverband
(SBV) um Anpassungen am Landesmantelvertrag im Bauhauptgewerbe. Die
Gewerkschaften veranlassten in dessen Rahmen im Herbst eine landesweite Reihe von
Arbeitsniederlegungen auf Baustellen. 
An der Abstimmungsurne war die Bilanz auch für die Gewerkschaften gemischt:
Während sie bei der Erhöhung des Frauenrentenalters im Rahmen der AHV-Reform und
beim Medienpaket schmerzhafte Niederlagen einstecken mussten, standen sie bei den
Abstimmungen zur Stempel- und zur Verrechnungssteuer sowie zum Filmgesetz auf der
Siegerseite.

Schwierig verlief das Jahr für mehrere Organisationen, die in den letzten Jahren im
Rahmen der Protestbewegung gegen die Covid-19-Massnahmen des Bundesrats
entstanden waren. So wurden die «Freunde der Verfassung» von internen Konflikten
und zwei Rücktrittswellen aus dem Vereinsvorstand erschüttert. Auch bei den
Freiheitstrychlern entbrannte ein heftiger Konflikt zwischen zwei Führungspersonen,
es kam zu Drohungen und Polizeieinsätzen. Der Verein «Mass-voll» wiederum musste
gleich zu Beginn des Jahres eine grössere Abspaltung verkraften, als viele Mitglieder
einen neuen Verein mit weniger politischer Ausrichtung gründeten. Insgesamt wurde es
um diese Organisationen im Vergleich zum Vorjahr deutlich stiller, teils wohl wegen
einer gewissen Lähmung durch diese internen Konflikte und teils wegen des Wegfalls
der wichtigsten Triebfeder und Zielscheibe ihrer Proteste: Der Bundesrat hatte im
Frühling 2022 die meisten Covid-Massnahmen aufgehoben. Dem Versuch eines Teils
der Bewegung, unter dem Namen «Aufrecht Schweiz» bei verschiedenen kantonalen
und kommunalen Parlaments- und Regierungswahlen politische Ämter zu erringen, war
kein Erfolg beschieden. Die «Freunde der Verfassung» und «Mass-voll» konnten sich
immerhin über die Ablehnung des Medienpakets im Februar freuen, zu dessen
Gegnerinnen und Gegnern sie zählten.

Auch verschiedene Gruppierungen der Klimabewegung vermochten sich und ihre
Forderungen nach griffigeren Klimaschutzmassnahmen ins mediale Scheinwerferlicht
zu rücken. Um dies zu erreichen und der Dringlichkeit ihrer Anliegen Nachdruck zu
verleihen, bedienten sie sich nebst Demonstrationen auch umstrittener und
möglicherweise unerlaubter Aktionsformen. Dazu gehörten beispielsweise ein Aufruf
zur Militärdienstverweigerung (Waadtländer Sektion von «Klimastreik Schweiz»), die
Blockade von Verkehrsachsen («Renovate Switzerland») oder das Luftablassen aus
Reifen von Geländewagen («The Tyre Extinguishers»). Kritikerinnen und Kritiker
monierten, dass sich solche Gruppierungen radikalisiert hätten und damit den eigenen
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Anliegen einen Bärendienst erwiesen, weil sie die breite Öffentlichkeit gegen sich
aufbrächten und diese mehr über die Aktionsformen als über die inhaltlichen
Forderungen der Klimabewegung diskutiere.

Insgesamt waren die Verbände in den Medien etwa gleich oft Thema wie in den beiden
Vorjahren. Erhöhte Aufmerksamkeit gab es im Februar für die doppelte
Abstimmungsniederlage der Economiesuisse (Kategorie «Industrieverbände»), im Mai
für die Bemühungen der Tourismusverbände um die Einstellung ukrainischer
Flüchtlinge, im Frühling für die Konflikte bei den Covid-Protestorganisationen und für
die F-35-Initiative der GSoA («ausserparteiliche Interessen») und schliesslich im Herbst
für die Arbeitsniederlegungen auf den Baustellen und die Lohnforderungen der
Gewerkschaften (siehe die APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang). 41
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